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B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung

118 Erlöschen einer Vermessungsgenehmigung I für
den Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur
Dr.-Ing. Andreas Drees, Münster

Bezirksregierung Münster
31 (33.2416)

Münster, den 28.01.2008

Die dem Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur
Dr.-Ing. Andreas Drees in 48145 Münster, Hohenzollern-
ring 47, erteilte Vermessungsgenehmigung I für den Ver-
messungsassessor Dipl.-Ing. Hugo Hoffknecht ist mit
Ablauf des 30.09.2007 erloschen.

Bezug: Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster 1977,
S. 274

Im Auftrag

gez. Werries

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2008 S. 69

119 Bekanntmachung gemäß § 10 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImschG)

Bezirksregierung Münster
56-60.248.00/07/0701.1

48143 Münster, den 30.01.2008

Der Landwirt Albert Abeler, 48356 Nordwalde, hat gemäß
§ 4 BImSchG die wesentliche Änderung und den Betrieb
einer Anlage zum Halten von Legehennen gemäß Ziffern 7.1
Spalte 1 des Anhangs der 4. BImSchV auf dem Grundstück
Feldbauerschaft 13, 48356 Nordwalde, Gemarkung Nord-
walde, Flur 30, Flurstücke 99, 55, 56, 59, beantragt.

Der für Dienstag, den 26.02.2008, vorgesehene Erörte-
rungstermin findet nicht statt, da gegen das beantragte Vor-
haben bis zum Ende der Einwendungsfrist keine Einwen-
dungen erhoben worden sind.

Im Auftrag

gez. Große Erdmann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2008 S. 69

Dieser Ausgabe liegt das Inhaltsverzeichnis 2007 bei.
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120 Bekanntmachung gemäß § 10 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImschG)

Bezirksregierung Münster
56-62.0248/07/0701.1

48143 Münster, den 01.02.2008

Der Landwirt Ludger Paß, 46286 Dorsten, hat einen Antrag
zur Errichtung und zum Betrieb einer Anlage zum Halten
von Schweinen und einer Anlage zur Lagerung von Gülle
auf dem Grundstück Endelner Weg 200, 46286 Dorsten
(Gemarkung Lembeck, Flur 17, Flurstücke 14, 15), vorge-
legt.

Der für Donnerstag, den 14.02.2008, vorgesehene Erörte-
rungstermin findet nicht statt, da gegen das beantragte Vor-
haben keine Einwendungen erhoben worden sind.

Im Auftrag

Gez. Wehnert

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2008 S. 70

121 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes über
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster
Az.: 570-9962148/01.V Ri-53

48143 Münster, den 24.01.2008

Die Spliethoff Biogas GbR hat am 11.12.2007 einen Antrag
zur Errichtung und zum Betrieb einer Verbrennungsmoto-
renanlage für den Einsatz von Biogas auf dem Grundstück
in 59302 Oelde-Lette, Beelener Str. 19, Gemarkung Oelde,
Flur 42, Flurstück 94 vorgelegt.

Gegenstand des Antrages ist die Errichtung eines Fest-
stoffdosierers, einer Fahrsiloanlage mit 3.870 m3, eines
Nachgärers mit 3.132 m3, eines Seperators, einer Lagerplat-
te für Gärrest und eines BHKW-Raumes einschließlich
eines Verbrennungsmotors mit einer Feuerungswärme-
leistung von 589 kW. Weiterhin soll ein bestehender Nach-
gärer zum Fermenter umgenutzt werden.

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das
beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vor-
schriften.

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren
(Screening) zur Feststellung des Erfordernisses einer
Umweltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 3a – c des
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung durchge-
führt.

Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es
einer weiteren Umweltverträglichkeitsprüfung als unselb-
ständiger Teil des Genehmigungsverfahrens nicht bedarf, da
u. a. erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch das
Vorhaben nicht zu besorgen sind.

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.

Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt nach § 3a
UVPG in entsprechender Anwendung des § 10 Abs. 3
Satz 1 des BImSchG.

Im Auftrag

gez.

(André Riesmeier)

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2008 S. 70

122 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes über
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster
56-62.0020/07/0211.1

Dienstgebäude:
Gartenstraße 27
45699 Herten

45699 Herten, den 28.01.2008

Die Firma Rockwool GmbH u. Co. OHG hat am
07.09.2007 die Genehmigung zur Errichtung und zum
Betrieb einer Betonformsteinanlage auf dem Grundstück in
45966 Gladbeck, Rockwool Straße, Gemarkung Gladbeck,
Flur 103 und 104, Flurstück 372, 196, 199, 200, 50, 278 und
349 beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Errichtung und der
Betrieb der Anlage durch Aufstellung einer geschlossenen
Halle zur Herstellung von Betonformsteinen mit einer Leis-
tung von 42 t/h Briketts (Betonformsteinen) und hierzu
gehörige Nebeneinrichtungen. Durch diese Anlage wird der
Mineralwollabfall der Produktionsanlage zu 100 Prozent am
Standort in Gladbeck recycelt.

Nach §§ 6, 10 und 19 Bundes-Immissionsschutzgesetz
(BImSchG) und der 4. Verordnung zur Durchführung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über geneh-
migungsbedürftige Anlagen) bedarf das beantragte Vorha-
ben einer Genehmigung.

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren
(Screening) zur Feststellung des Erfordernisses einer
Umweltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 3a – c des
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung durchge-
führt.

Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es
einer weiteren Umweltverträglichkeitsprüfung als unselbst-
ständiger Teil des BImschG-Genehmigungsverfahrens nicht
bedarf, da u. a. erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen
durch das Vorhaben nicht zu besorgen sind.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.

Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt in entspre-
chender Anwendung des § 10 Abs. 3 des BImSchG.

Im Auftrag

gez. Wichmann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2008 S. 70

123 Ordnungsbehördliche Verordnung zur
Ausweisung des Gebietes „Feuchtwiese
Hohner Mark“ Stadt Lengerich,
Kreis Steinfurt, im Regierungsbezirk Münster,
als Naturschutzgebiet

Präambel
Das ca. 18,0 ha große Naturschutzgebiet umfasst im
Wesentlichen Feuchtwiesen mit ihren typischen Tier- und
Pflanzengemeinschaften. Es handelt sich um ein Feucht-
wiesenschutzgebiet im Naturraum Ost-Münsterland.

Das Gebiet hat aufgrund seiner Feuchtweiden und Nass-
wiesenfragmente große Bedeutung für den Biotop- und
Artenschutz. Insbesondere ist das Feuchtwiesengebiet durch
Bestände der landesweit gefährdeten Pflanzengesellschaften
Rotschwingel-Magerweide und Feuchte Weidelgras-Weiß-
kleeweide sowie zahlreichen Pflanzenarten (9) der Roten
Liste geprägt.

Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster70
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Die „Feuchtwiese Hohner Mark“ ist Lebensraum für eine
artenreiche Fauna, insbesondere für Amphibien, Libellen
und gefährdete Vogelarten.

Wichtiges Ziel dieser Verordnung ist der Erhalt bzw. die
Entwicklung und extensive Bewirtschaftung des Grünland-
komplexes mit Feucht- und Magergrünland als Lebensraum
für Amphibien und Libellen. Das Gebiet ist auch wegen sei-
nes Entwicklungspotentials eine herausragende Teilfläche im
landesweiten Verbund der Feuchtwiesenschutzgebiete.

Inhalt
Rechtsgrundlagen

§ 11 Schutzgebiet

§ 12 Schutzzweck und Schutzziel

§ 13 Allgemeine Verbotsregelungen

§ 14 Landwirtschaftliche Regelungen

§ 15 Jagdliche Regelungen

§ 16 Nicht betroffene Tätigkeiten

§ 17 Befreiungen

§ 18 Gesetzlich geschützte Biotope

§ 19 Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften

§ 10 Verfahrens- und Formvorschriften

§ 11 Aufhebung bestehender Verordnungen

§ 12 Inkrafttreten

Anlage II: Übersichtskarte im Maßstab 1: 25 000

Anlage II: Detailkarte im Maßstab 1: 5 000

Rechtsgrundlagen

Aufgrund

– des § 42 a Abs. 1 und 3 in Verbindung mit den §§ 20 und
34 Abs. 1 des Gesetzes zur Sicherung des Naturhaushalts
und zur Entwicklung der Landschaft (Landschaftsgesetz –
LG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.07.2000
(GV. NRW. S. 568), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 19.06.2007 (GV. NRW. S. 226),

– der §§ 12, 25 und 27 des Gesetzes über Aufbau und
Befugnisse der Ordnungsbehörden (Ordnungsbehörden-
gesetz – OBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
13.05.1980 (GV. NRW. S. 528), zuletzt geändert durch
Artikel 73 vom 05.04.2005 (GV. NRW. S. 274) und

– des § 20 Abs. 1 Landesjagdgesetz (LJG-NRW) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 07.12.1994 (GV.
NW. 1995 S. 2, ber. 1997 S. 56), zuletzt geändert durch
Artikel IV des Gesetzes vom 19.06.2007 (GV. NRW.
S. 226),

wird – hinsichtlich der Regelungen der Ausübung der Jagd
im Einvernehmen mit der Oberen Jagdbehörde des Landes
NRW – verordnet:

§ 1
Schutzgebiet

(1) Das Naturschutzgebiet „Feuchtwiese Hohner Mark“ ist
ca. 18,0 ha groß und liegt im Kreis Steinfurt im Gebiet
der Stadt Lengerich, Gemarkung Lengerich.

Die Lage des Gebietes ist in der Karte
– im Maßstab 1: 25 000 (Übersichtskarte, Anlage I)
und die genaue Abgrenzung des Gebietes in der Karte
– im Maßstab 1: 5 000 (Detailkarte, Anlage II)
dargestellt.
Das Naturschutzgebiet umfasst folgende Flurstücke

Gemarkung Lengerich
Flur 196 Flurstücke 8, 10 tlw., 33, 41 und 42.

Bei den Flächen
Gemarkung Lengerich
Flur 196 Flurstücke 8 tlw., 33, 41 tlw. und 42
handelt es sich um vegetationskundlich bedeutsame Flä-
chen.
Die Anlagen I und II sind Bestandteile dieser Verord-
nung.

(2) Diese Verordnung mit Anlagen kann während der
Dienststunden bei folgenden Behörden eingesehen wer-
den:
a) Bezirksregierung Münster

– Höhere Landschaftsbehörde –
Domplatz 1 – 3
48143 Münster

b) Landrat des Kreises Steinfurt
– Untere Landschaftsbehörde –
Dienstgebäude Tecklenburg
Landrat-Schultz-Straße 1
49545 Tecklenburg

c) Bürgermeister der Stadt Lengerich
Tecklenburger Straße 2/4
48525 Lengerich.

§ 2
Schutzzweck und Schutzziel

(1) Das in § 1 näher bezeichnete Gebiet wird als Natur-
schutzgebiet gemäß § 20 LG ausgewiesen.

(2) Die Unterschutzstellung erfolgt
a) zur Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstellung

von Lebensgemeinschaften und Lebensstätten, ins-
besondere von Pflanzen- und Pflanzengesellschaften
des offenen Wassers und des feuchten Grünlandes
sowie von seltenen und z. T. stark gefährdeten land-
schaftsraumtypischen Pflanzen- und Tierarten u. a.
von seltenen, zum Teil gefährdeten Wat- und Wiesen-
vögeln, Amphibien und Wirbellosen,

b) zur Erhaltung und Entwicklung eines Feuchtwiesen-
bereiches als bedeutsames Brut-, Rast- und Überwin-
terungsquartier für zahlreiche, z. T. stark gefährdete
Vogelarten,

c) aus naturwissenschaftlichen, natur- und landes-
kundlichen sowie natur- und erdgeschichtlichen
Gründen und wegen der biogeographischen
Bedeutung,

d) wegen der Unersetzbarkeit, Seltenheit, besonderen
Eigenart und der hervorragenden Schönheit des
Gebietes,

e) zur Sicherung des Naturhaushaltes und zur
Abwehr schädlicher Einwirkungen und negativer
Veränderungen ökologischer Zusammenhänge,

f) als Bestandteil eines Biotopverbundes von landes-
weiter Bedeutung.

(3) Die über die Verordnungsdauer hinausgehende langfristi-
ge Zielsetzung für das Gebiet ist die Erhaltung, Sicherung
und weitere Entwicklung einer charakteristischen, weitge-
hend offenen Feuchtwiesenlandschaft sowie die Siche-
rung eines stabilen, landschaftstypischen Wasser- und
Nährstoffhaushaltes. Zum Schutz der nährstoffarmen
Lebensräume ist die Extensivierung des Grünlandes
sicherzustellen.

§ 3
Allgemeine Verbotsregelungen

(1) In dem Naturschutzgebiet sind, soweit der nachfolgende
Absatz 2 und die §§ 4 – 6 dieser Verordnung nicht etwas
anderes bestimmen, alle Handlungen verboten, die zu
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einer erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung
oder Störung oder zu einer Zerstörung, Beschädigung
oder Veränderung des Naturschutzgebietes oder seiner
Bestandteile führen können (Verschlechterungsverbot).

(2) In dem geschützten Gebiet ist es insbesondere verboten:

1. bauliche Anlagen zu errichten, zu ändern oder deren
Nutzung zu ändern, auch wenn dafür keine Planfest-
stellung, Genehmigung oder Anzeige erforderlich ist;

Begriffsbestimmung:
Bauliche Anlagen im Sinne dieser Verordnung
sind die in § 2 Abs. 1 Bauordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung – BauO
NRW) vom 01.03.2000 (GV. NRW. S. 255) in der
jeweils geltenden Fassung definierten Anlagen, hier-
zu zählen auch Stege, Camping- und Wochenend-
plätze, Viehhütten, Jagdkanzeln, offene Hochsitze
und Ansitzleitern sowie Verkehrsanlagen, Wege und
Plätze einschließlich deren Nebenanlagen;

unberührt bleibt die Wiederherstellung oder der
Ersatz bestehender geschlossener Jagdkanzeln in der
Zeit vom 01.10. bis 01.03;

Ausnahme:
Für die Errichtung von Viehhütten, Ansitzleitern,
offenen Hochsitzen und Jagdkanzeln (einschließlich
mobiler Jagdkanzeln) erteilt die Untere Landschafts-
behörde auf Antrag eine Ausnahmegenehmigung,
soweit diese nach Standort und Gestaltung dem
Schutzzweck und Schutzziel nicht entgegen stehen;

Hinweis:
Das Erfordernis, vor Errichtung einer jagdlichen Ein-
richtung die Erlaubnis des Flächeneigentümers einzu-
holen, bleibt bestehen;

12. Leitungen aller Art einschließlich ober- und unter-
irdischer Ver- und Entsorgungseinrichtungen und
Fernmeldeeinrichtungen anzulegen oder zu ändern;

Ausnahme:
Die Unterhaltung von Ver- und Entsorgungsleitun-
gen einschließlich Fernmeldeeinrichungen sowie die
Neuanlage oder Änderung auf öffentlichen Ver-
kehrswegen sind außerhalb der Brutzeit (15.03. –
15.07.) ausgenommen, sofern die Maßnahme der
Unteren Landschaftsbehörde des Kreises Steinfurt
vorher angezeigt wird und diese nicht binnen eines
Monats hiergegen Bedenken erhebt;

13. Zäune und andere Einfriedungen anzulegen oder zu
ändern;
unberührt bleibt die Errichtung und Unterhaltung
von ortsüblichen Weidezäunen;

14. Werbeanlagen, Werbemittel, Schilder, Beschriftun-
gen oder Beleuchtungen zu errichten, anzubringen
oder zu verändern;
unberührt bleibt die Erneuerung bestehender Hin-
weistafeln in bestehender Art und Größe, die Errich-
tung oder das Anbringen behördlich genehmigter
Schilder oder Beschriftungen soweit sie ausschließ-
lich auf den Schutzzweck des Gebietes hinweisen
oder als Orts- und Verkehrshinweise, Wegmarkie-
rungen oder Warntafeln dienen;

15. Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen, Zelte oder
Warenautomaten oder ähnliche, dem zeitweiligen
Aufenthalt von Menschen dienende Anlagen aufzu-
stellen; Kraftfahrzeuge, Wohnwagen, Wohnmobile
oder Wohncontainer abzustellen oder Stellplätze für
sie anzulegen;

16. Camping-, Zelt-, Picknick- oder Lagerplätze anzu-
legen; zu lagern, zu zelten, zu grillen oder Feuer zu
machen;

17. Anlagen für den Wasser-, Luft-, Schieß- und Modell-
flugsport zu errichten sowie mit Modellflugzeugen,
Flugdrachen, Ultraleichtflugzeugen, Gleitschirmen
und Ballons zu starten oder zu landen, und das
Gebiet mit diesen zu überfliegen;

18. Motor-, Wasser-, Eis-, Schieß-, Luft- und Modell-
sport auszuüben und Modellfahrzeuge jeglicher Art
zu betreiben;

19. Gewässer (einschließlich Fischteiche) neu anzu-
legen, fließende oder stehende Gewässer einschließ-
lich ihrer Ufer zu verändern, zu beseitigen, in eine
intensivere Nutzung zu überführen oder hinsichtlich
ihrer sonstigen Eigenschaften nachteilig zu verän-
dern;

10. Gewässer mit Fahrzeugen aller Art zu befahren, in
ihnen zu baden oder ihre Eisflächen zu betreten bzw.
zu befahren;

unberührt bleibt das Betreten der Eisfläche zum Ber-
gen von Wild im Rahmen der ordnungsgemäßen
Ausübung der Jagd;

11. Entwässerungs- und andere, den Wasserhaushalt des
Gebietes verändernde Maßnahmen vorzunehmen
sowie den Grundwasserstand abzusenken (z. B.
durch Neuanlage von Gräben oder Dränagen);

12. Gewässer zu düngen, zu kalken oder mechanische,
physikalische, chemische und biologische Verände-
rungen durchzuführen, die die Beschaffenheit bzw.
die Ökologie der Gewässer negativ beeinträchtigen
können;

13. Maßnahmen zur Unterhaltung der Gewässer, die
nicht in den jährlich zu erstellenden Unterhaltungs-
plänen enthalten sind, ohne Benehmen mit der
Unteren Landschaftsbehörde durchzuführen;

14. Wege, Straßen und Plätze anzulegen, zu verändern
oder in eine höhere Ausbaustufe zu überführen;

Ausnahme:

Die Unterhaltung bestehender Straßen und Wege
mit standortangepasstem Material außerhalb der
vom 15.03. bis 15.06. währenden Brutzeit, sofern die
Maßnahme der Unteren Landschaftsbehörde des
Kreises Steinfurt vorher angezeigt wird und diese
nicht binnen eines Monats hiergegen Bedenken
erhebt;

15. die Flächen abseits von Straßen, Wegen, Park- und
Stellplätzen zu betreten, zu befahren (dies gilt auch
für das Befahren mit Fahrrädern und Kutschen), auf
ihnen zu reiten sowie Fahrzeuge außerhalb der spe-
ziell dafür gekennzeichneten Park- und Stellplätze
abzustellen;

unberührt bleiben:

a) das Betreten und Befahren im Rahmen der ord-
nungsgemäßen Landwirtschaft unter Beachtung
der Grundsätze der guten fachlichen Praxis sowie
das Betreten und Befahren im Rahmen der
Gewässerunterhaltung,

b) das Betreten im Rahmen der ordnungsgemäßen
Ausübung der Jagd, soweit es nicht an ande-
rer Stelle dieser Verordnung und insbesondere
durch die §§ 3 und 5 eingeschränkt oder verboten
ist,
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c) das Betreten durch den Eigentümer oder Nut-
zungsberechtigten,

d) das Betreten im Rahmen der ordnungsgemäßen
Ausübung der Imkerei soweit es nicht an anderer
Stelle dieser Verordnung und insbesondere durch
§ 3 Abs. 2 Nr. 17 b) eingeschränkt ist,

e) das Betreten und Befahren zur Durchführung
behördlicher Überwachungsaufgaben und Unter-
haltungsmaßnahmen;

Ausnahme:

Auf Antrag kann die Untere Landschaftsbehörde für
wissenschaftliche Untersuchungen und Exkursionen
im gesamten Naturschutzgebiet eine Ausnahme-
genehmigung erteilen;

Hinweis:

Die Rechte des Eigentümers der Flächen werden durch
die Ausnahmegenehmigung nicht berührt;

16. Hunde unangeleint laufen zu lassen sowie Hunde-
sportübungen, -ausbildungen und -prüfungen durch-
zuführen;

unberührt bleibt der Einsatz von Hütehunden im
Rahmen der Schäferei und der Einsatz von Jagdhun-
den im Rahmen der ordnungsgemäßen Ausübung
der Jagd, jedoch nicht die Ausbildung von Jagdhun-
den;

17. wildlebende Tiere zu füttern, ihnen nachzustellen, sie
zu beunruhigen, zu fangen, zu verletzen oder zu töten;
Puppen, Larven, Eier und sonstige Entwicklungsfor-
men sowie Nester oder sonstige Nist-, Brut-, Wohn-
und Zufluchtsstätten dieser Tiere der Natur zu ent-
nehmen, sie zu beschädigen oder zu zerstören sowie
diese Tiere durch Lärmen, Aufsuchen, Fotografieren,
Filmen oder ähnliche Handlungen zu stören;

unberührt bleibt die ordnungsgemäße Ausübung der
Jagd, soweit es nicht an anderer Stelle dieser Verord-
nung und insbesondere durch die §§ 3 und 5 einge-
schränkt oder verboten ist;

18. Tiere, Bäume, Sträucher oder sonstige Pflanzen oder
entwicklungsfähige Pflanzenteile einzubringen, anzu-
siedeln bzw. auszusetzen;

unberührt bleiben

a) die ordnungsgemäße Landwirtschaft unter Beach-
tung der Grundsätze der guten fachlichen Praxis,
soweit diese nicht nach § 4 dieser Verordnung ein-
geschränkt oder verboten ist,

b) die ordnungsgemäße Ausübung der Imkerei,
soweit die Standorte für das Aufstellen von Bie-
nenhäusern mit der Unteren Landschaftsbehörde
abgestimmt sind;

19. Erstaufforstungen vorzunehmen sowie Sonderkultu-
ren, wie z. B. Weihnachtsbaum- oder Schmuckreisig-
kulturen oder Baumschulen anzulegen;

20. Wiederaufforstungen bestehender Waldflächen und
Nachpflanzungen von Gehölzen und Hecken mit
nicht zur potentiell natürlichen Vegetation gehörenden
Pflanzen vorzunehmen sowie Pflanzmaterial ungeeig-
neter Herkünfte zu verwenden;

21. Bäume, Sträucher oder sonstige wildwachsende
Pflanzen sowie Pilze ganz oder in Teilen zu beschädi-
gen, zu beseitigen, auszugraben oder Teile davon
abzutrennen oder auf andere Weise in ihrem Wachs-
tum oder Bestand zu beeinträchtigen. Als Beschädi-
gung gilt auch das Verletzen des Wurzelwerkes (z. B.

durch Pflügen) oder der Rinde und jede Handlung,
die geeignet ist, das Wachstum und die Entwicklung
zu beeinträchtigen;

unberührt bleibt die ordnungsgemäße Landwirtschaft
und die Forstwirtschaft unter Beachtung der Grund-
sätze der guten fachlichen Praxis, soweit diese nicht
nach § 4 dieser Verordnung eingeschränkt oder ver-
boten sind;

22. Aufschüttungen, Verfüllungen, Abgrabungen, Aus-
schachtungen oder Sprengungen sowie andere die
Bodengestalt verändernde Maßnahmen durch-
zuführen und Boden- oder Gesteinsmaterial zu ent-
nehmen, zu gewinnen oder aus dem Gebiet zu entfer-
nen;

23. Abfallstoffe aller Art (einschließlich Grün- und Gar-
tenabfällen), Boden, Bauschutt, Altmaterial sowie
andere landschaftsfremde flüssige oder feste Stoffe
oder landschaftsfremde Gegenstände, die geeignet
sind das Landschaftsbild oder den Naturhaushalt zu
beeinträchtigen oder zu gefährden, kurzfristig oder
auf Dauer zu lagern, auf- bzw. einzubringen, in
Gewässer oder in das Grundwasser einzuleiten oder
sich ihrer in anderer Weise zu entledigen;

24. bislang land- und forstwirtschaftlich nicht genutzte
Flächen zu bewirtschaften, mit Pflanzenschutzmitteln
(inklusive Schädlingsbekämpfungsmittel und Boden-
behandlungsmittel) oder sonstigen Bioziden zu
behandeln, zu düngen oder zu kalken;
unberührt bleibt die Bewirtschaftung von Flächen, die
im Rahmen landwirtschaftlicher Förderprogramme
(z. B. Flächenstilllegungsprogramm) zurzeit des
Inkrafttretens dieser Verordnung nicht genutzt wer-
den, nach Ablauf der vertraglichen Regelung.

§ 4
Landwirtschaftliche Regelungen

(1) Die ordnungsgemäße Landwirtschaft kann – außer auf
den vegetationskundlich bedeutsamen Flächen – ent-
sprechend den Grundsätzen der guten fachlichen Praxis
fortgeführt werden.

Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bodennut-
zung, die über die in den §§ 3 und 4 aufgeführten Ein-
schränkungen hinausgehen und die zur Herstellung
oder Wiederherstellung von Lebensgemeinschaften im
Sinne von § 2 zweckmäßig sind, bleiben freiwilligen
Vereinbarungen mit den betroffenen Landwirten vorbe-
halten;

Hinweis:

Flächen, die auf der vertraglichen Basis der Sonderprogram-
me des Naturschutzes des Landes Nordrhein-Westfalen
bereits von Acker in Grünland umgewandelt worden sind
oder zukünftig umgewandelt werden, dürfen gemäß § 3a
Abs. 2 LG nach Vertragsablauf wieder in ihren Ursprungs-
zustand zurückgeführt werden.

(2) Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist es ver-
boten:

1. Grünland umzuwandeln oder umzubrechen.

Ausnahme:

Pflegeumbrüche und Wiedereinsaaten können außer-
halb der vegetationskundlich bedeutsamen Flächen
unter Beachtung des in § 2 formulierten Schutzzieles
nach vorangegangener Anzeige bei der Unteren
Landschaftsbehörde in der Zeit vom 01.07. bis 30.09.
durchgeführt werden. Mit der Maßnahme darf erst
begonnen werden, wenn die Untere Landschaftsbe-
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hörde nicht binnen eines Monats nach der Anzeige
hiergegen Bedenken erhebt;

Begriffsbestimmung:

Umwandlung ist eine auf Dauer angelegte Verände-
rung von Grünland oder Brachflächen in Acker oder
eine andere Nutzungsart.

Pflegeumbruch ist eine im Rahmen der ordnungsge-
mäßen Landwirtschaft vorübergehende mechanische
Veränderung von Grünland und die sofortige Wie-
derherstellung der Fläche als Dauergrünland nach
dem Umbruch;

2. Düngemittel oder Wirtschaftsdünger auf Brachflä-
chen, Uferböschungen und Feldrainen anzuwenden
oder auf Brachflächen, Uferböschungen, Feldrainen
und vegetationskundlich bedeutsamen Flächen zu
lagern;

3. die Pflanzendecke abzubrennen oder mit chemischen
Mitteln niedrig zu halten;

4. außerhalb von Ackerflächen Silage- und Futtermie-
ten anzulegen sowie Stallmist, Heu- und Silageballen
und andere landwirtschaftliche Stoffe und Geräte zu
lagern;

5. die Neuanlage von Gräben oder Dränagen zur
Absenkung des Grundwasserstandes sowie die An-
lage von Mulden zur Ableitung von Oberflächen-
wasser;

Hinweis:

Hiervon unberührt bleibt die Unterhaltung oder Erneue-
rung bestehender Dränagen, Gräben und Gewässer,
wobei jedoch die entwässernde Wirkung bzw. Vorflut
nicht über das Maß zum Zeitpunkt der erstmaligen
Unterschutzstellung (Verordnung vom 10.12.1987) hin-
aus verändert werden darf.

§ 5
Jagdliche Regelungen

(1) Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist es ver-
boten:

1. Wildfütterungsanlagen, Wildäsungsflächen, Wild-
äcker und Wildfütterungsplätze einschließlich Kir-
rungen außerhalb von Ackerflächen anzulegen sowie
vorhandene Wildäsungsflächen und Wildäcker zu
düngen oder mit Pflanzenschutzmitteln (inklusive
Schädlingsbekämpfungsmittel und Bodenbehand-
lungsmittel) oder sonstigen Bioziden zu behandeln;
Hinweis:
Die Verordnung über die Bejagung, Fütterung und 
Kirrung von Wild (Fütterungsverordnung) vom
23.01.1998 (GV. NRW. S. 186, ber. S. 380), in der
jeweils gültigen Fassung, ist zu beachten;

2. in Notzeiten Wildfütterungen auf vegetationskundlich
bedeutsamen Flächen vorzunehmen;

3. das Naturschutzgebiet außerhalb von Straßen und
Wegen zu befahren mit Ausnahme zur Versorgung
des kranken oder verletzten Wildes gemäß § 22a
Abs. 1 Bundesjagdgesetz (BJagdG) in der Fassung
vom 29.09.1976 (BGBl. I S. 2849) in der jeweils gül-
tigen Fassung und zur Bergung des erlegten Wildes
sowie zum notwendigen Ersatz bestehender Ansitz-
einrichtungen in der Zeit vom 01.10. – 01.03.;

4. jagdbare Tiere auszusetzen;
5. die Fallenjagd in der Zeit vom 15.03. – 15.06. auszu-

üben sowie „Kunstbauten“ (z. B. zur Fuchsbejagung)
anzulegen;

Ausnahme:
Die Untere Landschaftsbehörde erteilt auf Antrag
eine Ausnahme, sofern Standort und Anzahl sowie
der Zeitpunkt dem Schutzzweck und Schutzziel nicht
entgegenstehen;

(2) Einschränkungen der jagdlichen Nutzung, die über die
in den §§ 3 und 5 aufgeführten Einschränkungen hinaus-
gehen und die zum Schutz von Arten oder zur Herstel-
lung oder Wiederherstellung von Lebensgemeinschaften
im Sinne von § 2 zweckmäßig sind, bleiben freiwilligen
Vereinbarungen mit den betroffenen Jagdrechtsinhabern
vorbehalten.

§ 6
Nicht betroffene Tätigkeiten

Unberührt von den Verboten dieser Verordnung bleiben:
1. von der Unteren Landschaftsbehörde angeordnete,

genehmigte oder selbst durchgeführte Pflege-, Entwick-
lungs- und Sicherungsmaßnahmen;

2. sonstige bei Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmäßig
ausgeübte Nutzungen und Befugnisse, die Wartung und
Unterhaltung sowie der notwendige Ersatz bestehender
Anlagen, einschließlich Verkehrsanlagen, Wege und
Plätze und Gewässer, sofern diese Verordnung keine
andere Regelung enthält;

3. die Vornahme gesetzlich vorgeschriebener Maßnahmen.
Zeitpunkt und Umfang dieser Maßnahmen sind mit der
Unteren Landschaftsbehörde abzustimmen;

4. die ordnungsgemäße Ausübung der Landwirtschaft und
der Forstwirtschaft und der unter Beachtung der Grund-
sätze der guten fachlichen Praxis sowie der Imkerei in
der bisherigen Art und im bisherigen Umfang unter
Beachtung der Regelungen der §§ 3 und 4;

5. die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd und Maßnah-
men des Jagdschutzes gemäß § 23 BJagdG in V. m. § 25
Abs. 1 LJG-NRW und unter Beachtung der Regelungen
in den §§ 3 und 5;

6. die Durchführung von wissenschaftlichen, ökologischen
Untersuchungen nach vorheriger Absprache mit der
Unteren Landschaftsbehörde;
Hinweis:
Die Rechte des Eigentümers der Flächen werden durch die
Ausnahmegenehmigung nicht berührt.

§ 7
Befreiungen

Von den Verboten dieser Verordnung kann die Untere
Landschaftsbehörde nach § 69 Abs. 1 LG auf Antrag Befrei-
ung erteilen, wenn
a) die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall

aa) zu einer nicht beabsichtigten Härte führen würde
und die Abweichung mit den Belangen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege zu vereinbaren
ist oder

ab) zu einer nicht gewollten Beeinträchtigung von Natur
und Landschaft führen würde

oder
b) überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit die

Befreiung erfordern.
§ 5 LG gilt entsprechend.

§ 8
Gesetzlich geschützte Biotope

Strengere Regelungen des § 62 LG über die gesetzlich
geschützten Biotope bleiben von den Bestimmungen dieser
Verordnung unberührt.
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§ 9
Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 70 Abs. 1 LG handelt,
wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Verbote dieser
Verordnung verstößt.

(2) Nach § 71 Abs. 1 LG können Ordnungswidrigkeiten mit
einer Geldbuße bis zu 50.000,00 € geahndet werden.

(3) Unabhängig von den Regelungen des Landschafts-
gesetzes wird gemäß § 329 Abs. 3 Strafgesetzbuch
(StGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
13.11.1998 (BGBl. I S. 3322), in der jeweils gültigen Fas-
sung mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit
Geldstrafe bestraft, wer innerhalb des Naturschutzgebie-
tes

1. Bodenschätze oder andere Bodenbestandteile abbaut
oder gewinnt;

2. Abgrabungen oder Aufschüttungen vornimmt;

3. Gewässer schafft, verändert oder beseitigt;

4. Moore, Sümpfe, Brüche oder sonstige Feuchtgebiete
entwässert;

5. Wald rodet;

6. Tiere einer im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes
besonders geschützten Art tötet, fängt, diesen nach-
stellt oder deren Gelege ganz oder teilweise zerstört
oder entfernt;

7. Pflanzen einer im Sinne des Bundesnaturschutzgeset-
zes besonders geschützten Art beschädigt oder ent-
fernt oder

8. ein Gebäude errichtet

und dadurch den jeweiligen Schutzzweck nicht uner-
heblich beeinträchtigt. Handelt der Täter fahrlässig,
so kann eine Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder
eine Geldstrafe (§ 329 Abs. 4 Nr. 2 StGB) verhängt wer-
den.

§ 10
Verfahrens- und Formvorschriften

Hinweis gemäß § 42 a Abs. 4 LG:

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften des
Landschaftsgesetzes und des Ordnungsbehördengesetzes
kann gegen diese Verordnung nur innerhalb eines Jahres
nach ihrer Verkündung geltend gemacht werden, es sei
denn,

a) die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß verkündet
worden oder

b) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der
Bezirksregierung Münster – Höhere Landschaftsbehör-
de – vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

§ 11
Aufhebung bestehender Verordnungen

Für den in § 1 dieser Verordnung genannten Geltungsbe-
reich hebe ich die

ordnungsbehördliche Verordnung zur Ausweisung des
Gebietes „Hohner Mark“, Gemarkung Lengerich,  Stadt
Lengerich, Kreis Steinfurt, als Naturschutzgebiet vom
10.12.1987, veröffentlicht im Amtsblatt für den Regie-
rungsbezirk Münster am 19.12.1987 in der Fassung der
1. Änderungsverordnung vom 26.01.1996

auf.

§ 12
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tag ihrer Ver-
kündung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster in
Kraft.

Münster, 18. Januar 2008

Bezirksregierung Münster

– Höhere Landschaftsbehörde –

51.2.1-11/ST-49

Dr. Peter Paziorek 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2008 S. 70 – 77
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124 Ordnungsbehördliche Verordnung zur
Ausweisung des Gebietes „Feuchtwiese Kröner“
Stadt Lengerich, Kreis Steinfurt,
im Regierungsbezirk Münster, 
als Naturschutzgebiet

Präambel
Das ca. 2,1 ha große Naturschutzgebiet umfasst einen
Gewässerkomplex und Grünland mit dafür typischen Tier-
und Pflanzengemeinschaften im Naturraum Ost-Münster-
land.

Die sogenannte „Biotopfläche“ mit vier Teichen zeichnet
sich durch eine hohe vegetationskundliche Bedeutung aus.
Insbesondere ist das Gebiet durch Bestände der landesweit
gefährdeten Pflanzengesellschaften Blasenseggenried,
Wiesenseggen-Sumpf, Gesellschaft der Sparrigen Binse,
Wassergreiskraut-Wiese, Binsen-Pfeifengraswiese und zahl-
reichen Pflanzenarten (21) der Roten-Liste geprägt.

Die „Feuchtwiese Kröner“ und seine unmittelbare Umge-
bung sind aufgrund der vorhandenen Gewässer faunistisch
besonders bedeutsam für den Laubfrosch.

Wichtiges Ziel dieser Verordnung ist der Erhalt bzw. die
Entwicklung und extensive Bewirtschaftung des Grünlan-
des. Dabei ist die Offenhaltung durch Pflege des Gewässer-
komplexes mit Feucht- und Magergrünland als Lebensraum
für Amphibien sowie die Entwicklung von feuchten Hoch-
staudenfluren von besonderer Bedeutung. Das Gebiet ist
auch wegen seines Entwicklungspotentials eine heraus-
ragende Teilfläche im landesweiten Verbund der Feucht-
wiesenschutzgebiete.

Inhalt
Rechtsgrundlagen

§ 11 Schutzgebiet

§ 12 Schutzzweck und Schutzziel

§ 13 Allgemeine Verbotsregelungen

§ 14 Landwirtschaftliche Regelungen

§ 15 Jagdliche Regelungen

§ 16 Nicht betroffene Tätigkeiten

§ 17 Befreiungen

§ 18 Gesetzlich geschützte Biotope

§ 19 Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften

§ 10 Verfahrens- und Formvorschriften

§ 11 Aufhebung bestehender Verordnungen

§ 12 Inkrafttreten

Anlage II: Übersichtskarte im Maßstab 1: 25 000

Anlage II: Detailkarte im Maßstab 1: 5 000

Rechtsgrundlagen
Aufgrund
– des § 42 a Abs. 1 und 3 in Verbindung mit den §§ 20 und

34 Abs. 1 des Gesetzes zur Sicherung des Naturhaushalts
und zur Entwicklung der Landschaft (Landschaftsgesetz –
LG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.07.2000
(GV. NRW. S. 568), zuletzt geändert durch Artikel I des
Gesetzes vom 19.06.2007 (GV. NRW. S. 226),

– der §§ 12, 25 und 27 des Gesetzes über Aufbau und
Befugnisse der Ordnungsbehörden (Ordnungsbehörden-
gesetz – OBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
13.05.1980 (GV. NRW. S. 528), zuletzt geändert durch
Artikel 73 vom 05.04.2005 (GV. NRW. S. 274) und

– des § 20 Abs. 1 Landesjagdgesetz (LJG-NRW) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 07.12.1994 (GV.

NW. 1995 S. 2, ber. 1997 S. 56), zuletzt geändert durch
Artikel IV des Gesetzes vom 19.06.2007 (GV. NRW.
S. 226),

wird – hinsichtlich der Regelungen der Ausübung der Jagd
im Einvernehmen mit der Oberen Jagdbehörde des Landes
NRW – verordnet:

§ 1
Schutzgebiet

(1) Das Naturschutzgebiet „Feuchtwiese Kröner“ ist ca.
2,1 ha groß und liegt im Kreis Steinfurt im Gebiet der
Stadt Lengerich, Gemarkung Lengerich.

Die Lage des Gebietes ist in der Karte
– im Maßstab 1: 25 000 (Übersichtskarte, Anlage I)
und die genaue Abgrenzung des Gebietes in der Karte
– im Maßstab 1: 5 000 (Detailkarte, Anlage II)
dargestellt.
Das Naturschutzgebiet umfasst folgende Flurstücke

Gemarkung Lengerich
Flur 183 Flurstücke 18 tlw., 31 und 32 tlw.

Bei der Fläche

Gemarkung Lengerich
Flur 183 Flurstück 31

handelt es sich um eine vegetationskundlich bedeutsame
Fläche.
Die Anlagen I und II sind Bestandteile dieser Verord-
nung.

(2) Diese Verordnung mit Anlagen kann während der
Dienststunden bei folgenden Behörden eingesehen wer-
den:
a) Bezirksregierung Münster

– Höhere Landschaftsbehörde –
Domplatz 1 – 3
48143 Münster

b) Landrat des Kreises Steinfurt
– Untere Landschaftsbehörde –
Dienstgebäude Tecklenburg
Landrat-Schultz-Straße 1
49545 Tecklenburg

c) Bürgermeister der Stadt Lengerich
Tecklenburger Straße 2/4
48525 Lengerich.

§ 2
Schutzzweck und Schutzziel

(1) Das in § 1 näher bezeichnete Gebiet wird als Natur-
schutzgebiet gemäß § 20 LG ausgewiesen.

(2) Die Unterschutzstellung erfolgt
a) zur Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstellung

von Lebensgemeinschaften und Lebensstätten, ins-
besondere von Pflanzen- und Pflanzengesellschaften
des offenen Wassers und des feuchten Grünlandes
sowie von seltenen und z. T. stark gefährdeten land-
schaftsraumtypischen Pflanzen- und Tierarten u. a.
von seltenen, zum Teil gefährdeten Wat- und Wiesen-
vögeln, Amphibien und Wirbellosen,

b) zur Erhaltung und Entwicklung eines Feuchtwiesen-
bereiches als bedeutsames Brut-, Rast- und Überwin-
terungsquartier für zahlreiche, z. T. stark gefährdete
Vogelarten,

c) aus naturwissenschaftlichen, natur- und landes-
kundlichen sowie natur- und erdgeschichtlichen
Gründen und wegen der biogeographischen
Bedeutung,
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d) wegen der Unersetzbarkeit, Seltenheit, besonderen
Eigenart und der hervorragenden Schönheit des
Gebietes,

e) zur Sicherung des Naturhaushaltes und zur
Abwehr schädlicher Einwirkungen und negativer
Veränderungen ökologischer Zusammenhänge,

f) als Bestandteil eines Biotopverbundes von landes-
weiter Bedeutung.

(3) Die über die Verordnungsdauer hinausgehende langfristi-
ge Zielsetzung für das Gebiet ist die Erhaltung, Sicherung
und weitere Entwicklung einer charakteristischen, weitge-
hend offenen Feuchtwiesenlandschaft sowie die Siche-
rung eines stabilen, landschaftstypischen Wasser- und
Nährstoffhaushaltes. Zum Schutz der nährstoffarmen
Lebensräume ist die Extensivierung des Grünlandes
sicherzustellen.

§ 3
Allgemeine Verbotsregelungen

(1) In dem Naturschutzgebiet sind, soweit der nachfolgende
Absatz 2 und die §§ 4 – 6 dieser Verordnung nicht etwas
anderes bestimmen, alle Handlungen verboten, die zu
einer erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung
oder Störung oder zu einer Zerstörung, Beschädigung
oder Veränderung des Naturschutzgebietes oder seiner
Bestandteile führen können (Verschlechterungsverbot).

(2) In dem geschützten Gebiet ist es insbesondere verboten:

1. bauliche Anlagen zu errichten, zu ändern oder deren
Nutzung zu ändern, auch wenn dafür keine Planfest-
stellung, Genehmigung oder Anzeige erforderlich ist;

Begriffsbestimmung:

Bauliche Anlagen im Sinne dieser Verordnung
sind die in § 2 Abs. 1 Bauordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung – BauO
NRW) vom 01.03.2000 (GV. NRW. S. 255) in der
jeweils geltenden Fassung definierten Anlagen, hier-
zu zählen auch Stege, Camping- und Wochenend-
plätze, Viehhütten, Jagdkanzeln, offene Hochsitze
und Ansitzleitern sowie Verkehrsanlagen, Wege und
Plätze einschließlich deren Nebenanlagen;

unberührt bleibt die Wiederherstellung oder der
Ersatz bestehender geschlossener Jagdkanzeln in der
Zeit vom 01.10. bis 01.03;

Ausnahme:
Für die Errichtung von Viehhütten, Ansitzleitern,
offenen Hochsitzen und Jagdkanzeln (einschließlich
mobiler Jagdkanzeln) erteilt die Untere Landschafts-
behörde auf Antrag eine Ausnahmegenehmigung,
soweit diese nach Standort und Gestaltung dem
Schutzzweck und Schutzziel nicht entgegen stehen;

Hinweis:

Das Erfordernis, vor Errichtung einer jagdlichen Ein-
richtung die Erlaubnis des Flächeneigentümers einzu-
holen, bleibt bestehen;

12. Leitungen aller Art einschließlich ober- und unter-
irdischer Ver- und Entsorgungseinrichtungen und
Fernmeldeeinrichtungen anzulegen oder zu ändern;

Ausnahme:
Die Unterhaltung von Ver- und Entsorgungsleitun-
gen einschließlich Fernmeldeeinrichungen sowie die
Neuanlage oder Änderung auf öffentlichen Ver-
kehrswegen sind außerhalb der Brutzeit (15.03. –
15.07.) ausgenommen, sofern die Maßnahme der
Unteren Landschaftsbehörde des Kreises Steinfurt

vorher angezeigt wird und diese nicht binnen eines
Monats hiergegen Bedenken erhebt;

13. Zäune und andere Einfriedungen anzulegen oder zu
ändern;

unberührt bleibt die Errichtung und Unterhaltungen
von ortsüblichen Weidezäunen;

14. Werbeanlagen, Werbemittel, Schilder, Beschriftun-
gen oder Beleuchtungen zu errichten, anzubringen
oder zu verändern;

unberührt bleibt die Erneuerung bestehender Hin-
weistafeln in bestehender Art und Größe, die Errich-
tung oder das Anbringen behördlich genehmigter
Schilder oder Beschriftungen soweit sie ausschließ-
lich auf den Schutzzweck des Gebietes hinweisen
oder als Orts- und Verkehrshinweise, Wegmarkie-
rungen oder Warntafeln dienen;

15. Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen, Zelte oder
Warenautomaten oder ähnliche, dem zeitweiligen
Aufenthalt von Menschen dienende Anlagen aufzu-
stellen; Kraftfahrzeuge, Wohnwagen, Wohnmobile
oder Wohncontainer abzustellen oder Stellplätze für
sie anzulegen;

16. Camping-, Zelt-, Picknick- oder Lagerplätze anzu-
legen; zu lagern, zu zelten, zu grillen oder Feuer zu
machen;

17. Anlagen für den Wasser-, Luft-, Schieß- und Modell-
flugsport zu errichten sowie mit Modellflugzeugen,
Flugdrachen, Ultraleichtflugzeugen, Gleitschirmen
und Ballons zu starten oder zu landen, und das
Gebiet mit diesen zu überfliegen;

18. Motor-, Wasser-, Eis-, Schieß-, Luft- und Modell-
sport auszuüben und Modellfahrzeuge jeglicher Art
zu betreiben;

19. Gewässer (einschließlich Fischteiche) neu anzu-
legen, fließende oder stehende Gewässer einschließ-
lich ihrer Ufer zu verändern, zu beseitigen, in eine
intensivere Nutzung zu überführen oder hinsichtlich
ihrer sonstigen Eigenschaften nachteilig zu verän-
dern;

10. Gewässer mit Fahrzeugen aller Art zu befahren, in
ihnen zu baden oder ihre Eisflächen zu betreten bzw.
zu befahren;

unberührt bleibt das Betreten der Eisfläche zum Ber-
gen von Wild im Rahmen der ordnungsgemäßen
Ausübung der Jagd;

11. Entwässerungs- und andere, den Wasserhaushalt des
Gebietes verändernde Maßnahmen vorzunehmen
sowie den Grundwasserstand abzusenken (z. B.
durch Neuanlage von Gräben oder Dränagen);

12. Gewässer zu düngen, zu kalken oder mechanische,
physikalische, chemische und biologische Verände-
rungen durchzuführen, die die Beschaffenheit bzw.
die Ökologie der Gewässer negativ beeinträchtigen
können;

13. Maßnahmen zur Unterhaltung der Gewässer, die
nicht in den jährlich zu erstellenden Unterhaltungs-
plänen enthalten sind, ohne Benehmen mit der
Unteren Landschaftsbehörde durchzuführen;

14. Wege, Straßen und Plätze anzulegen, zu verändern
oder in eine höhere Ausbaustufe zu überführen;

Ausnahme:

Die Unterhaltung bestehender Straßen und Wege
mit standortangepasstem Material außerhalb der
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vom 15.03. bis 15.06. währenden Brutzeit, sofern die
Maßnahme der Unteren Landschaftsbehörde des
Kreises Steinfurt vorher angezeigt wird und diese
nicht binnen eines Monats hiergegen Bedenken
erhebt;

15. die Flächen abseits von Straßen, Wegen, Park- und
Stellplätzen zu betreten, zu befahren (dies gilt auch
für das Befahren mit Fahrrädern und Kutschen), auf
ihnen zu reiten sowie Fahrzeuge außerhalb der spe-
ziell dafür gekennzeichneten Park- und Stellplätze
abzustellen;

unberührt bleiben:
a) das Betreten und Befahren im Rahmen der ord-

nungsgemäßen Landwirtschaft unter Beachtung
der Grundsätze der guten fachlichen Praxis sowie
das Betreten und Befahren im Rahmen der
Gewässerunterhaltung;

b) das Betreten im Rahmen der ordnungsgemäßen
Ausübung der Jagd, soweit es nicht an anderer
Stelle dieser Verordnung und insbesondere durch
die §§ 3 und 5 eingeschränkt oder verboten ist,

c) das Betreten durch den Eigentümer oder Nut-
zungsberechtigten,

d) das Betreten im Rahmen der ordnungsgemäßen
Ausübung der Imkerei soweit es nicht an anderer
Stelle dieser Verordnung und insbesondere durch
§ 3 Abs. 2 Nr. 17 b) eingeschränkt ist,

e) das Betreten und Befahren zur Durchführung
behördlicher Überwachungsaufgaben und Unter-
haltungsmaßnahmen;

Ausnahme:
Auf Antrag kann die Untere Landschaftsbehörde für
wissenschaftliche Untersuchungen und Exkursionen
im gesamten Naturschutzgebiet eine Ausnahme-
genehmigung erteilen;
Hinweis:
Die Rechte des Eigentümers der Flächen werden durch
die Ausnahmegenehmigung nicht berührt;

16. Hunde unangeleint laufen zu lassen sowie Hunde-
sportübungen, -ausbildungen und -prüfungen durch-
zuführen;

unberührt bleibt der Einsatz von Hütehunden im
Rahmen der Schäferei und der Einsatz von Jagdhun-
den im Rahmen der ordnungsgemäßen Ausübung
der Jagd, jedoch nicht die Ausbildung von Jagd-
hunden;

17. wildlebende Tiere zu füttern, ihnen nachzustellen, sie
zu beunruhigen, zu fangen, zu verletzen oder zu töten;
Puppen, Larven, Eier und sonstige Entwicklungsfor-
men sowie Nester oder sonstige Nist-, Brut-, Wohn-
und Zufluchtsstätten dieser Tiere der Natur zu ent-
nehmen, sie zu beschädigen oder zu zerstören sowie
diese Tiere durch Lärmen, Aufsuchen, Fotografieren,
Filmen oder ähnliche Handlungen zu stören;
unberührt bleibt die ordnungsgemäße Ausübung der
Jagd, soweit sie nicht an anderer Stelle dieser Verord-
nung und insbesondere durch die §§ 3 und 5 ein-
geschränkt oder verboten ist;

18. Tiere, Bäume, Sträucher oder sonstige Pflanzen oder
entwicklungsfähige Pflanzenteile einzubringen, anzu-
siedeln bzw. auszusetzen;

unberührt bleiben
a) die ordnungsgemäße Landwirtschaft unter Beach-

tung der Grundsätze der guten fachlichen Praxis,

soweit diese nicht nach § 4 dieser Verordnung ein-
geschränkt oder verboten ist,

b) die ordnungsgemäße Ausübung der Imkerei,
soweit die Standorte für das Aufstellen von Bie-
nenhäusern mit der Unteren Landschaftsbehörde
abgestimmt sind;

19. Erstaufforstungen vorzunehmen sowie Sonderkultu-
ren, wie z. B. Weihnachtsbaum- oder Schmuckreisig-
kulturen oder Baumschulen anzulegen;

20. Wiederaufforstungen bestehender Waldflächen und
Nachpflanzungen von Gehölzen und Hecken mit
nicht zur potentiell natürlichen Vegetation gehörenden
Pflanzen vorzunehmen sowie Pflanzmaterial ungeeig-
neter Herkünfte zu verwenden;

21. Bäume, Sträucher oder sonstige wildwachsende
Pflanzen sowie Pilze ganz oder in Teilen zu beschädi-
gen, zu beseitigen, auszugraben oder Teile davon
abzutrennen oder auf andere Weise in ihrem Wachs-
tum oder Bestand zu beeinträchtigen. Als Beschädi-
gung gilt auch das Verletzen des Wurzelwerkes (z. B.
durch Pflügen) oder der Rinde und jede Handlung,
die geeignet ist, das Wachstum und die Entwicklung
zu beeinträchtigen;

unberührt bleibt die ordnungsgemäße Landwirtschaft
und die Forstwirtschaft unter Beachtung der Grund-
sätze der guten fachlichen Praxis, soweit diese nicht
nach § 4 dieser Verordnung eingeschränkt oder ver-
boten sind;

22. Aufschüttungen, Verfüllungen, Abgrabungen, Aus-
schachtungen oder Sprengungen sowie andere die
Bodengestalt verändernde Maßnahmen durch-
zuführen und Boden- oder Gesteinsmaterial zu ent-
nehmen, zu gewinnen oder aus dem Gebiet zu entfer-
nen;

23. Abfallstoffe aller Art (einschließlich Grün- und Gar-
tenabfällen), Boden, Bauschutt, Altmaterial sowie
andere landschaftsfremde flüssige oder feste Stoffe
oder landschaftsfremde Gegenstände, die geeignet
sind das Landschaftsbild oder den Naturhaushalt zu
beeinträchtigen oder zu gefährden, kurzfristig oder
auf Dauer zu lagern, auf- bzw. einzubringen, in
Gewässer oder in das Grundwasser einzuleiten oder
sich ihrer in anderer Weise zu entledigen;

24. bislang land- und forstwirtschaftlich nicht genutzte
Flächen zu bewirtschaften, mit Pflanzenschutzmitteln
(inklusive Schädlingsbekämpfungsmittel und Boden-
behandlungsmittel) oder sonstigen Bioziden zu
behandeln, zu düngen oder zu kalken;
unberührt bleibt die Bewirtschaftung von Flächen, die
im Rahmen landwirtschaftlicher Förderprogramme
(z. B. Flächenstilllegungsprogramm) zurzeit des
Inkrafttretens dieser Verordnung nicht genutzt wer-
den, nach Ablauf der vertraglichen Regelung.

§ 4
Landwirtschaftliche Regelungen

(1) Die ordnungsgemäße Landwirtschaft kann – außer auf
den vegetationskundlich bedeutsamen Flächen – ent-
sprechend den Grundsätzen der guten fachlichen Praxis
fortgeführt werden.

Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bodennut-
zung, die über die in den §§ 3 und 4 aufgeführten Ein-
schränkungen hinausgehen und die zur Herstellung oder
Wiederherstellung von Lebensgemeinschaften im Sinne
von § 2 zweckmäßig sind, bleiben freiwilligen Verein-
barungen mit den betroffenen Landwirten vorbehalten.
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Hinweis:

Flächen, die auf der vertraglichen Basis der Sonderpro-
gramme des Naturschutzes des Landes Nordrhein-Westfalen
bereits von Acker in Grünland umgewandelt worden sind
oder zukünftig umgewandelt werden, dürfen gemäß § 3a
Abs. 2 LG nach Vertragsablauf wieder in ihren Ursprungs-
zustand zurückgeführt werden.

(2) Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist es ver-
boten:

1. Grünland umzuwandeln oder umzubrechen.

Ausnahme:

Pflegeumbrüche und Wiedereinsaaten können außer-
halb der vegetationskundlich bedeutsamen Flächen
unter Beachtung des in § 2 formulierten Schutzzieles
nach vorangegangener Anzeige bei der Unteren
Landschaftsbehörde in der Zeit vom 01.07. bis 30.09.
durchgeführt werden. Mit der Maßnahme darf erst
begonnen werden, wenn die Untere Landschaftsbe-
hörde nicht binnen eines Monats nach der Anzeige
hiergegen Bedenken erhebt;

Begriffsbestimmung:

Umwandlung ist eine auf Dauer angelegte Verände-
rung von Grünland oder Brachflächen in Acker oder
eine andere Nutzungsart.

Pflegeumbruch ist eine im Rahmen der ordnungsge-
mäßen Landwirtschaft vorübergehende mechanische
Veränderung von Grünland und die sofortige Wie-
derherstellung der Fläche als Dauergrünland nach
dem Umbruch;

2. Düngemittel oder Wirtschaftsdünger auf Brachflä-
chen, Uferböschungen und Feldrainen anzuwenden
oder auf Brachflächen, Uferböschungen, Feldrainen
und vegetationskundlich bedeutsamen Flächen zu
lagern;

3. die Pflanzendecke abzubrennen oder mit chemischen
Mitteln niedrig zu halten;

4. außerhalb von Ackerflächen Silage- und Futter-
mieten anzulegen sowie Stallmist, Heu- und Silage-
ballen und andere landwirtschaftliche Stoffe und
Geräte zu lagern;

5. die Neuanlage von Gräben oder Dränagen zur
Absenkung des Grundwasserstandes sowie die An-
lage von Mulden zur Ableitung von Oberflächen-
wasser;

Hinweis:

Hiervon unberührt bleibt die Unterhaltung oder Erneue-
rung bestehender Dränagen, Gräben und Gewässer,
wobei jedoch die entwässernde Wirkung bzw. Vorflut
nicht über das Maß zum Zeitpunkt der erstmaligen
Unterschutzstellung (Verordnung vom 14.03.1988) hin-
aus verändert werden darf.

§ 5
Jagdliche Regelungen

(1) Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist es ver-
boten:

1. Wildfütterungsanlagen, Wildäsungsflächen, Wild-
äcker und Wildfütterungsplätze einschließlich Kir-
rungen außerhalb von Ackerflächen anzulegen sowie
vorhandene Wildäsungsflächen und Wildäcker zu
düngen oder mit Pflanzenschutzmitteln (inklusive
Schädlingsbekämpfungsmittel und Bodenbehand-
lungsmittel) oder sonstigen Bioziden zu behandeln;

Hinweis:

Die Verordnung über die Bejagung, Fütterung und 
Kirrung von Wild (Fütterungsverordnung) vom
23.01.1998 (GV. NRW. S. 186, ber. S. 380), in der
jeweils gültigen Fassung, ist zu beachten;

2. in Notzeiten Wildfütterungen auf vegetationskundlich
bedeutsamen Flächen vorzunehmen;

3. das Naturschutzgebiet außerhalb von Straßen und
Wegen zu befahren mit Ausnahme zur Versorgung
des kranken oder verletzten Wildes gemäß § 22a
Abs. 1 Bundesjagdgesetz (BJagdG) in der Fassung
vom 29.09.1976 (BGBl. I S. 2849) in der jeweils gül-
tigen Fassung und zur Bergung des erlegten Wildes
sowie zum notwendigen Ersatz bestehender Ansitz-
einrichtungen in der Zeit vom 01.10. – 01.03.;

4. jagdbare Tiere auszusetzen;

5. die Fallenjagd in der Zeit vom 15.03. – 15.06. auszu-
üben sowie „Kunstbauten“ (z. B. zur Fuchsbejagung)
anzulegen;

Ausnahme:

Die Untere Landschaftsbehörde erteilt auf Antrag
eine Ausnahme, sofern Standort und Anzahl sowie
der Zeitpunkt dem Schutzzweck und Schutzziel nicht
entgegenstehen;

(2) Einschränkungen der jagdlichen Nutzung, die über die
in den §§ 3 und 5 aufgeführten Einschränkungen hinaus-
gehen und die zum Schutz von Arten oder zur Herstel-
lung oder Wiederherstellung von Lebensgemeinschaften
im Sinne von § 2 zweckmäßig sind, bleiben freiwilligen
Vereinbarungen mit den betroffenen Jagdrechtsinhabern
vorbehalten.

§ 6

Nicht betroffene Tätigkeiten

Unberührt von den Verboten dieser Verordnung bleiben:

1. von der Unteren Landschaftsbehörde angeordnete,
genehmigte oder selbst durchgeführte Pflege-, Entwick-
lungs- und Sicherungsmaßnahmen;

2. sonstige bei Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmäßig
ausgeübte Nutzungen und Befugnisse, die Wartung und
Unterhaltung sowie der notwendige Ersatz bestehender
Anlagen, einschließlich Verkehrsanlagen, Wege und
Plätze und Gewässer, sofern diese Verordnung keine
andere Regelung enthält;

3. die Vornahme gesetzlich vorgeschriebener Maßnahmen.
Zeitpunkt und Umfang dieser Maßnahmen sind mit der
Unteren Landschaftsbehörde abzustimmen;

4. die ordnungsgemäße Ausübung der Landwirtschaft und
der Forstwirtschaft und der unter Beachtung der Grund-
sätze der guten fachlichen Praxis sowie der Imkerei in
der bisherigen Art und im bisherigen Umfang unter
Beachtung der Regelungen der §§ 3 und 4;

5. die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd und Maßnah-
men des Jagdschutzes gemäß § 23 BJagdG in V. m. § 25
Abs. 1 LJG-NRW und unter Beachtung der Regelungen
in den §§ 3 und 5;

6. die Durchführung von wissenschaftlichen, ökologischen
Untersuchungen nach vorheriger Absprache mit der
Unteren Landschaftsbehörde;

Hinweis:

Die Rechte des Eigentümers der Flächen werden durch die
Ausnahmegenehmigung nicht berührt.
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§ 7
Befreiungen

Von den Verboten dieser Verordnung kann die Untere
Landschaftsbehörde nach § 69 Abs. 1 LG auf Antrag Befrei-
ung erteilen, wenn

a) die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall

aa) zu einer nicht beabsichtigten Härte führen würde
und die Abweichung mit den Belangen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege zu vereinbaren
ist oder

ab) zu einer nicht gewollten Beeinträchtigung von Natur
und Landschaft führen würde

oder

b) überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit die
Befreiung erfordern.

§ 5 LG gilt entsprechend.

§ 8
Gesetzlich geschützte Biotope

Strengere Regelungen des § 62 LG über die gesetzlich
geschützten Biotope bleiben von den Bestimmungen dieser
Verordnung unberührt.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 70 Abs. 1 LG handelt,
wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Verbote dieser
Verordnung verstößt.

(2) Nach § 71 Abs. 1 LG können Ordnungswidrigkeiten mit
einer Geldbuße bis zu 50.000,00 € geahndet werden.

(3) Unabhängig von den Regelungen des Landschaftsgeset-
zes wird gemäß § 329 Abs. 3 Strafgesetzbuch (StGB) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 13.11.1998
(BGBl. I S. 3322), in der jeweils gültigen Fassung mit
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe
bestraft, wer innerhalb des Naturschutzgebietes

1. Bodenschätze oder andere Bodenbestandteile abbaut
oder gewinnt;

2. Abgrabungen oder Aufschüttungen vornimmt;

3. Gewässer schafft, verändert oder beseitigt;

4. Moore, Sümpfe, Brüche oder sonstige Feuchtgebiete
entwässert;

5. Wald rodet;

6. Tiere einer im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes
besonders geschützten Art tötet, fängt, diesen nach-
stellt oder deren Gelege ganz oder teilweise zerstört
oder entfernt;

7. Pflanzen einer im Sinne des Bundesnaturschutzgeset-
zes besonders geschützten Art beschädigt oder ent-
fernt oder

8. ein Gebäude errichtet

und dadurch den jeweiligen Schutzzweck nicht unerheb-
lich beeinträchtigt. Handelt der Täter fahrlässig, so kann
eine Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder eine Geld-
strafe (§ 329 Abs. 4 Nr. 2 StGB) verhängt werden.

§ 10
Verfahrens- und Formvorschriften

Hinweis gemäß § 42 a Abs. 4 LG:

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften des
Landschaftsgesetzes und des Ordnungsbehördengesetzes

kann gegen diese Verordnung nur innerhalb eines Jahres
nach ihrer Verkündung geltend gemacht werden, es sei
denn,

a) die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß verkündet
worden oder

b) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der
Bezirksregierung Münster – Höhere Landschaftsbehör-
de – vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

§ 11
Aufhebung bestehender Verordnungen

Für den in § 1 dieser Verordnung genannten Geltungsbe-
reich hebe ich die

ordnungsbehördliche Verordnung zur Ausweisung des
Gebietes „Feuchtwiese Kröner“, Gemarkung Lengerich,
Stadt Lengerich, Kreis Steinfurt, als Naturschutzgebiet
vom 14.03.1988, veröffentlicht im Amtsblatt für den
Regierungsbezirk Münster am 26.03.1988

auf.

§ 12
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tag ihrer Ver-
kündung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster in
Kraft.

Münster, 18. Januar 2008

Bezirksregierung Münster

– Höhere Landschaftsbehörde –

51.2.1-11/ST-50

Dr. Peter Paziorek 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2008 S. 78 – 84
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125 Ordnungsbehördliche Verordnung zur
Ausweisung der Gebiete „Feuchtwiese Hansell“
und „Hanseller Floth“ in der Stadt Greven
und der Gemeinde Altenberge im Kreis
Steinfurt, im Regierungsbezirk Münster,
als Naturschutzgebiet

Präambel
Diese Verordnung umfasst die Teilgebiete „Feuchtwiese
Hansell“ und „Hanseller Floth“. Die beiden Teilgebiete des
Naturschutzgebietes mit einer Gesamtfläche von ca. 34,3 ha
liegen räumlich etwa 1,5 km voneinander entfernt.

Die reich strukturierten Gebiete zwischen Greven und
Altenberge repräsentieren eine typischen Ausschnitt der
alten bäuerlichen Kulturlandschaft im nördlichen Münster-
land. Sie setzen sich zusammen aus artenreichem, überwie-
gend feuchten Grünland in komplexer Verzahnung mit
Kleinseggenriedern und Kleingewässern und liegen einge-
bettet in Bauernwäldern.

Die beiden Gebiete weisen eine hohe vegetationskund-
liche Bedeutung auf. Zahlreiche Rote Liste-Pflanzengesell-
schaften wie Gesellschaft der Vielstengeligen Teichlinse,
Binsen-Pfeifengraswiese, Feuchte Weidelgras-Weißklee-
weide, Brennhahnenfuß-Knickfuchsschwanzrasen und Bir-
ken-Eichenwald sowie 17 Rote Liste-Pflanzenarten sind
Ausdruck einer bis heute extensiv durchgeführten Nutzung.
Das Teilgebiet „Hanseller Floth“ zeichnet sich durch das
Vorkommen der FFH-Lebensraumtypen Pfeifengraswiesen
auf kalkreichen, torfigen und tonig-schluffigen Böden, Stiel-
eichen-Hainbuchenwald und Alte bodensaure Eichenwälder
auf Sandebenen aus und hat dadurch landesweite Bedeu-
tung.

Die Teilgebiete sind zudem für gefährdete Brutvogelarten
bedeutsam und haben große Bedeutung für eine Laub-
frosch-Population, weitere Amphibienarten und eine Anzahl
von Libellenarten.

Das Teilgebiet „Hanseller Floth“ DE-3911-302 ist seitens
der Bundesrepublik Deutschland als ein Gebiet von gemein-
schaftlicher Bedeutung gemäß der FFH-Richtlinie ein-
schließlich der Vogelschutz-Richtlinie der Europäischen
Union gemeldet worden. Es stellt einen Bestandteil des
zusammenhängenden europäischen ökologischen Netzes
„NATURA 2000“ dar. Die Bedeutung für das europäische
Biotopverbundnetz resultiert aus der Existenz einer der letz-
ten Pfeifengraswiesen des Naturraums.

Wichtiges Ziel dieser Verordnung ist bei Erhaltung des
landschaftstypischen Wasser- und Nährstoffhaushaltes, die
extensive Bewirtschaftung der Grünlandflächen sowie die
einschürige Pflegemahd der Pfeifengraswiesen. Darüber hin-
aus ist auch die Erhaltung und naturnahe Bewirtschaftung
der Waldflächen von Bedeutung.

Mit dieser Verordnung werden die Vorgaben des
Gebietsentwicklungsplanes, Teilabschnitt Münsterland, mit
der Darstellung eines „Bereiches für den Schutz der Natur“
konkretisiert und erfüllt.
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Rechtsgrundlagen
Aufgrund

– des § 42 a Abs. 1 und 3 in Verbindung mit den §§ 20 und
34 Abs. 1 und 48 c des Gesetzes zur Sicherung des
Naturhaushalts und zur Entwicklung der Landschaft
(Landschaftsgesetz – LG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 21.07.2000 (GV. NRW. S. 568), zuletzt
geändert durch Artikel I des Gesetzes vom 19.06.2007
(GV. NRW. S. 226),

– der §§ 12, 25 und 27 des Gesetzes über Aufbau und
Befugnisse der Ordnungsbehörden (Ordnungsbehörden-
gesetz – OBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
13.05.1980 (GV. NRW. S. 528), zuletzt geändert durch
Artikel 73 vom 05.04.2005 (GV. NRW. S. 274),

– des § 20 Abs. 1 Landesjagdgesetz (LJG-NRW) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 07.12.1994 (GV.
NW. 1995 S. 2, ber. 1997 S. 56), zuletzt geändert durch
Artikel IV des Gesetzes vom 19.06.2007 (GV. NRW.
S. 226),

– der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21.05.1992 zur
Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild-
lebenden Tiere und Pflanzen (Fauna-Flora-Habitat-Richt-
linie – FFH-Richtlinie) (ABl. EG Nr. L 206 S. 1), zuletzt
geändert durch Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 29.09.2003
(ABl. EG Nr. L 284 S. 1),

– der Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 02.04.1979
über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (Vogel-
schutz-Richtlinie) (ABl. EG Nr. L 103 S. 1), zuletzt geän-
dert durch Verordnung (EG) Nr. 807/2003 des Rates vom
14.04.2003 (ABl. EG Nr. L 122 S. 36)

wird – hinsichtlich der Regelungen der Ausübung der Jagd
im Einvernehmen mit der Oberen Jagdbehörde des Landes
NRW – verordnet:

§ 1
Schutzgebiete

(1) Das Teilgebiet „Feuchtwiese Hansell“ ist ca. 18,0 ha groß
und liegt im Kreis Steinfurt im Gebiet der Stadt Greven
und der Gemeinde Altenberge.

Das Teilgebiet umfasst folgende Flurstücke
Gemarkung Greven
Flur 24 Flurstücke 37 tlw., 38 tlw., 39 tlw., 42 tlw.,

89 tlw.
Der Gröverbach ist Bestandteil des Teilgebie-
tes. Die Grenze des Teilgebietes liegt an der
außenliegenden Böschungsoberkante.

Gemarkung Altenberge

Flur 21 Flurstücke 17 tlw., 18, 21 tlw.

Bei der Fläche

Gemarkung Altenberge

Flur 21 Flurstück 18

handelt es sich um vegetationskundlich bedeutsame Flä-
chen.
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(2) Das Teilgebiet „Hanseller Floth“ ist ca. 16,3 ha groß und
liegt im Kreis Steinfurt im Gebiet der Stadt Greven.

Das Teilgebiet umfasst folgende Flurstücke
Gemarkung Greven
Flur 22 Flurstück 26 tlw.

Flur 23 Flurstücke 18 tlw., 19, 45, 46 tlw.

Bei der Fläche

Gemarkung Greven

Flur 23 Flurstücke 45 tlw.

handelt es sich um vegetationskundlich bedeutsame Flä-
chen.
Bei den vorgenannten Flurstücken des Teilgebietes
„Hanseller Floth“ handelt es sich um Flächen, die sei-
tens der Bundesrepublik Deutschland als ein Gebiet von
gemeinschaftlicher Bedeutung gemäß der Fauna-Flora-
Habitat-Richtlinie gemeldet wurden.

(3) Die Lage der Gebiete ist in den Karten
– im Maßstab 1 : 25 000 (1 Übersichtskarte, Anlage I)
und die genaue Abgrenzung der Gebiete in den Karten
– im Maßstab 1 : 5 000 (2 Detailkarten, Anlage II)
dargestellt.
Die Anlagen I und II sind Bestandteile dieser Verord-
nung.

(4) Diese Verordnung mit Anlagen kann während der
Dienststunden bei folgenden Behörden eingesehen wer-
den:
a) Bezirksregierung Münster

– Höhere Landschaftsbehörde –
Domplatz 1 – 3
48143 Münster

b) Landrat des Kreises Steinfurt
– Untere Landschaftsbehörde –
Dienstgebäude Tecklenburg
Landrat-Schultz-Straße 1
49545 Tecklenburg

c) Bürgermeister der Stadt Greven
Rathausstraße 6
48268 Greven

d) Bürgermeister der Gemeinde Altenberge
Kirchstraße 25
48341 Altenberge.

§ 2
Schutzzweck und Schutzziel

(1) Die in § 1 näher bezeichneten Teilgebiete werden als
Naturschutzgebiet gemäß § 20 in Verbindung mit § 48 c
Abs. 1 LG ausgewiesen.

(2) Die Unterschutzstellung erfolgt

a) zur Erhaltung und Entwicklung zweier landesweit
bedeutsamer Grünlandkomplexe, welche aufgrund
ihrer entsprechenden Vegetationsstrukturen im Ver-
bund mit anderen Feuchtwiesenschutzgebieten große
Bedeutung für das europäische Biotopverbundnetz
darstellen;

b) zur Erhaltung und Entwicklung eines Feuchtwiesen-
bereiches als wichtiger Lebensraum für eine bedeut-
same Laubfroschpopulation, weitere Amphibienarten
und eine Anzahl von Libellenarten;

c) zur Erhaltung und Wiederherstellung des land-
schaftstypischen Wasserhaushaltes mit seinem cha-
rakteristischen Gewässerchemismus und Nähr-
stoffhaushalt;

d) aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen, lan-
deskundlichen und erdgeschichtlichen Gründen,
wegen der biogeographischen Bedeutung und
wegen der dort vorkommenden schutzwürdigen
Böden: Böden mit extremen Wasser- und geringen
Nährstoffangeboten als natürlicher Lebensraum so-
wie regionaltypische oder besonders seltene Böden
als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte;

e) wegen der Unersetzbarkeit, Seltenheit, besonderen
Eigenart und der hervorragenden Schönheit der
Gebiete;

f) zur Sicherung des Naturhaushaltes und zur
Abwehr schädlicher Einwirkungen und negativer
Veränderungen ökologischer Zusammenhänge;

g) als Bestandteil eines Biotopverbundes von landes-
und europaweiter Bedeutung, insbesondere als Teil
des europäischen ökologischen Netzes „NATURA
2000“;

h) zur Bewahrung und Wiederherstellung eines
günstigen Erhaltungszustandes der natürlichen
Lebensräume und wildlebenden Tier- und Pflan-
zenarten von gemeinschaftlichem Interesse gemäß
Art. 4 Abs. 4 i. V. m. Art. 2 der FFH-Richtlinie.
Hierbei handelt es sich insbesondere um folgende
natürliche Lebensräume von gemeinschaftlichem
Interesse gemäß Anhang I der FFH-Richtlinie als
maßgeblicher Bestandteil des Gebietes i. S. des
§ 48 d Abs. 4 LG:

– Pfeifengraswiesen auf kalkreichen, torfigen und
tonig-schluffigen Böden (6410)

– Alte bodensaure Eichenwälder auf Sandebenen
(9190)

sowie um Amphibien und Reptilien, die im
Anhang II der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführt
sind

– Laubfrosch (Hyla arborea)

i) Die Teilegebiete haben darüber hinaus Bedeutung
für folgende Pflanzenarten:

– Carex panicea (Hirse-Segge)

– Dactylorhiza (Geflecktes
maculata Knabenkraut)

– Dactylorhiza (Breitblättriges
majalis Knabenkraut)

– Epilobium palustre (Sumpf-Weidenröschen)

– Myriophyllum (Ähren-Tausendblatt)
spicatum

– Oenanthe fistulosa (Röhrige Pferdesaat)

– Potentilla palustris (Sumpf-Blutauge)

– Salix repens (Kriechweide)

– Samolus valerandii (Salz-Bunge)

– Selinum carvifolia (Kümmelblättrige Silge)

– Silaum silaus (Wiesen-Silge)

– Spirodela polyrhiza (Teichlinse)

– Stellaria palustris (Sumpf-Sternmiere)

– Succisa pratensis (Teufelsabbiß)

– Veronica scutellata (Schild-Ehrenpreis).

(3) Die über die Verordnungsdauer hinausgehende langfristi-
ge Zielsetzung für die Teilgebiete ist die Erhaltung, Siche-
rung und weitere Entwicklung charakteristischer Feucht-
wiesenlandschaften sowie die Sicherung eines stabilen,
landschaftstypischen Wasser- und Nährstoffhaushaltes.
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Zum Schutz der nährstoffarmen Lebensräume ist die
Extensivierung des Grünlandes mit entsprechender Ver-
meidung von Eutrophierung sicherzustellen.

§ 3
Allgemeine Verbotsregelungen

(1) In dem Naturschutzgebiet sind, soweit der nachfolgende
Absatz 2 und die §§ 4 – 6 dieser Verordnung nicht etwas
anderes bestimmen, alle Handlungen verboten, die zu
einer erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung
oder Störung oder zu einer Zerstörung, Beschädigung
oder Veränderung der Naturschutzgebiete oder ihrer
Bestandteile führen können (Verschlechterungsverbot).

(2) In den geschützten Teilgebieten ist es insbesondere ver-
boten:

1. bauliche Anlagen zu errichten, zu ändern oder deren
Nutzung zu ändern, auch wenn dafür keine Planfest-
stellung, Genehmigung oder Anzeige erforderlich ist;

Begriffsbestimmung:

Bauliche Anlagen im Sinne dieser Verordnung
sind die in § 2 Abs. 1 Bauordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung – BauO
NRW –) vom 01.03.2000 (GV. NRW. S. 255) in der
jeweils geltenden Fassung definierten Anlagen, hier-
zu zählen auch Stege, Camping- und Wochenend-
plätze, Viehhütten, Jagdkanzeln, offene Hochsitze
und Ansitzleitern sowie Verkehrsanlagen, Wege und
Plätze einschließlich deren Nebenanlagen;

unberührt bleibt die Wiederherstellung oder der
Ersatz bestehender geschlossener Jagdkanzeln in der
Zeit vom 01.10. bis 01.03.;

Ausnahme:

Für die Errichtung von Viehhütten, Ansitzleitern,
offenen Hochsitzen und Jagdkanzeln (einschließlich
mobiler Jagdkanzeln) erteilt die Untere Landschafts-
behörde auf Antrag eine Ausnahmegenehmigung,
soweit diese nach Standort und Gestaltung dem
Schutzzweck und Schutzziel nicht entgegen stehen;

Hinweis:

Das Erfordernis, vor Errichtung einer jagdlichen Ein-
richtung die Erlaubnis des Flächeneigentümers einzu-
holen, bleibt bestehen;

12. Leitungen aller Art einschließlich ober- und unter-
irdischer Ver- und Entsorgungseinrichtungen und
Fernmeldeeinrichtungen anzulegen oder zu ändern;

Ausnahme:

Die Unterhaltung von Ver- und Entsorgungsleitun-
gen einschließlich Fernmeldeeinrichungen sowie die
Neuanlage oder Änderung auf öffentlichen Ver-
kehrswegen sind außerhalb der vom 15.03. bis 15.06.
währenden Brutzeit ausgenommen, sofern die Maß-
nahme der Unteren Landschaftsbehörde des Kreises
Steinfurt vorher angezeigt wird und diese nicht bin-
nen eines Monats hiergegen Bedenken erhebt;

13. Zäune und andere Einfriedungen anzulegen oder zu
ändern;

unberührt bleibt die Errichtung und Unterhaltung
ortsüblicher Weidezäune;

14. Werbeanlagen, Werbemittel, Schilder, Beschriftun-
gen oder Beleuchtungen zu errichten, anzubringen
oder zu verändern;

unberührt bleibt die Erneuerung bestehender Hin-
weistafeln in bestehender Art und Größe, die Errich-

tung oder das Anbringen behördlich genehmigter
Schilder oder Beschriftungen soweit sie ausschließ-
lich auf den Schutzzweck der Gebiete hinweisen
oder als Orts- und Verkehrshinweise, Wegmarkie-
rungen oder Warntafeln dienen;

15. Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen, Zelte oder
Warenautomaten oder ähnliche, dem zeitweiligen
Aufenthalt von Menschen dienende Anlagen aufzu-
stellen; Kraftfahrzeuge, Wohnwagen, Wohnmobile
oder Wohncontainer abzustellen oder Stellplätze für
sie anzulegen;

16. Camping-, Zelt-, Picknick- oder Lagerplätze anzu-
legen; zu lagern, zu zelten, zu grillen oder Feuer zu
machen;

17. Anlagen für den Wasser-, Eis-, Luft-, Schieß- und
Modellflugsport zu errichten sowie mit Modellflug-
zeugen, Flugdrachen, Ultraleichtflugzeugen, Gleit-
schirmen und Ballons zu starten oder zu landen, und
die Gebiete mit diesen zu überfliegen;

18. Motor-, Wasser-, Eis-, Luft-, Schieß- und Modell-
sport auszuüben und Modellfahrzeuge jeglicher Art
zu betreiben;

19. Gewässer (einschließlich Fischteiche) neu anzulegen,
fließende oder stehende Gewässer einschließlich
ihrer Ufer zu verändern, zu beseitigen, in eine inten-
sivere Nutzung zu überführen oder hinsichtlich ihrer
sonstigen Eigenschaften nachteilig zu verändern;

10. Gewässer mit Fahrzeugen aller Art zu befahren, in
ihnen zu baden oder ihre Eisflächen zu betreten bzw.
zu befahren;

unberührt bleibt das Betreten der Eisfläche zum Ber-
gen von Wild im Rahmen der ordnungsgemäßen
Ausübung der Jagd;

11. Gewässer fischereilich zu nutzen;

12. Entwässerungs- und andere, den Wasserhaushalt des
Gebietes verändernde Maßnahmen vorzunehmen
sowie den Grundwasserstand abzusenken (z. B.
durch Neuanlage von Gräben oder Dränagen);

13. Gewässer zu düngen, zu kalken oder mechanische,
physikalische, chemische und biologische Verände-
rungen durchzuführen, die die Beschaffenheit bzw.
die Ökologie der Gewässer negativ beeinträchtigen
können;

14. Maßnahmen zur Unterhaltung der Gewässer, die
nicht in den jährlich zu erstellenden Unterhaltungs-
plänen enthalten sind, ohne Benehmen mit der
Unteren Landschaftsbehörde durchzuführen;

15. Wege, Straßen und Plätze anzulegen, zu verändern
oder in eine höhere Ausbaustufe zu überführen;

Ausnahme:

Die Unterhaltung bestehender Straßen und Wege
mit standortangepasstem Material durch den Stra-
ßenbaulastträger außerhalb der vom 15.03. bis 15.06.
währenden Brutzeit, sofern die Maßnahme der
Unteren Landschaftsbehörde des Kreises Steinfurt
vorher angezeigt wird und diese nicht binnen eines
Monats hiergegen Bedenken erhebt;

16. die Flächen abseits von Straßen, Wegen, Park- und
Stellplätzen zu betreten, zu befahren (dies gilt auch
für das Befahren mit Fahrrädern und Kutschen), auf
ihnen zu reiten sowie Fahrzeuge außerhalb der spe-
ziell dafür gekennzeichneten Park- und Stellplätze
abzustellen;
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unberührt bleiben:

a) das Betreten und Befahren im Rahmen der ord-
nungsgemäßen Landwirtschaft unter Beachtung
der Grundsätze der guten fachlichen Praxis sowie
das Betreten und Befahren im Rahmen der
Gewässerunterhaltung,

b) das Betreten im Rahmen der ordnungsgemä-
ßen Ausübung der Jagd, soweit es nicht an ande-
rer Stelle dieser Verordnung und insbesondere
durch die §§ 3 und 5 eingeschränkt oder verboten
ist,

c) das Betreten durch den Eigentümer oder Nut-
zungsberechtigten,

d) das Betreten im Rahmen der ordnungsgemäßen
Ausübung der Imkerei soweit es nicht an anderer
Stelle dieser Verordnung und insbesondere durch
§ 3 Abs. 2 Nr. 19 b) eingeschränkt ist,

e) das Betreten und Befahren zur Durchführung
behördlicher Überwachungsaufgaben und Unter-
haltungsmaßnahmen;

Ausnahme:

Auf Antrag kann die Untere Landschaftsbehörde für
wissenschaftliche Untersuchungen und Exkursionen
in den Naturschutzgebieten eine Ausnahme-
genehmigung erteilen;

Hinweis:

Die Rechte des Eigentümers der Flächen werden durch
die Ausnahmegenehmigung nicht berührt;

17. Hunde unangeleint laufen zu lassen sowie Hunde-
sportübungen, -ausbildungen und -prüfungen durch-
zuführen;

unberührt bleibt der Einsatz von Hütehunden im
Rahmen der Schäferei und der Einsatz von Jagdhun-
den im Rahmen der ordnungsgemäßen Ausübung
der Jagd, jedoch nicht die Ausbildung von Jagdhun-
den;

18. wildlebende Tiere zu füttern, ihnen nachzustellen,
sie zu beunruhigen, zu fangen, zu verletzen oder zu
töten; Puppen, Larven, Eier und sonstige Entwick-
lungsformen sowie Nester oder sonstige Nist-, Brut-,
Wohn- und Zufluchtsstätten dieser Tiere der Natur
zu entnehmen, sie zu beschädigen oder zu zerstören
sowie diese Tiere durch Lärmen, Aufsuchen, Foto-
grafieren, Filmen oder ähnliche Handlungen zu stö-
ren;

unberührt bleibt die ordnungsgemäße Ausübung der
Jagd, soweit es nicht an anderer Stelle dieser Verord-
nung und insbesondere durch die §§ 3 und 5 einge-
schränkt oder verboten ist;

19. Tiere, Bäume, Sträucher oder sonstige Pflanzen oder
entwicklungsfähige Pflanzenteile einzubringen, anzu-
siedeln bzw. auszusetzen;

unberührt bleiben:

a) die ordnungsgemäße Landwirtschaft unter Beach-
tung der Grundsätze der guten fachlichen Praxis,
soweit es nicht an anderer Stelle dieser Verordnung
und insbesondere durch § 4 eingeschränkt oder
verboten ist,

b) die ordnungsgemäße Ausübung der Imkerei,
soweit die Standorte für das Aufstellen von Bie-
nenhäusern oder Bienenvölkern in mobilen Anla-
gen mit der Unteren Landschaftsbehörde abge-
stimmt sind;

20. Erstaufforstungen vorzunehmen sowie Sonderkultu-
ren, wie z. B. Weihnachtsbaum- oder Schmuckreisig-
kulturen oder Baumschulen anzulegen;

21. Wiederaufforstungen bestehender Waldflächen und
Nachpflanzungen von Gehölzen und Hecken mit
nicht zur potentiell natürlichen Vegetation gehörenden
Pflanzen vorzunehmen sowie Pflanzmaterial ungeeig-
neter Herkünfte zu verwenden;

22. Bäume, Sträucher oder sonstige wildwachsende
Pflanzen sowie Pilze ganz oder in Teilen zu beschädi-
gen, zu beseitigen, auszugraben oder Teile davon
abzutrennen oder auf andere Weise in ihrem Wachs-
tum oder Bestand zu beeinträchtigen. Als Beschädi-
gung gilt auch das Verletzen des Wurzelwerkes (z. B.
durch Pflügen) oder der Rinde und jede Handlung,
die geeignet ist, das Wachstum und die Entwicklung
zu beeinträchtigen;

unberührt bleibt die ordnungsgemäße Land- und
Forstwirtschaft unter Beachtung der Grundsätze der
guten fachlichen Praxis, soweit sie nicht an anderer
Stelle dieser Verordnung und insbesondere durch § 4
eingeschränkt oder verboten sind;

23. Aufschüttungen, Verfüllungen, Abgrabungen, Aus-
schachtungen oder Sprengungen sowie andere die
Bodengestalt verändernde Maßnahmen durch-
zuführen und Boden- oder Gesteinsmaterial zu ent-
nehmen, zu gewinnen oder aus den Gebieten zu ent-
fernen;

24. Abfallstoffe aller Art (einschließlich Grün- und Gar-
tenabfällen), Boden, Bauschutt, Altmaterial sowie
andere landschaftsfremde flüssige oder feste Stoffe
oder landschaftsfremde Gegenstände, die geeignet
sind das Landschaftsbild oder den Naturhaushalt zu
beeinträchtigen oder zu gefährden, kurzfristig oder
auf Dauer zu lagern, auf- bzw. einzubringen, in
Gewässer oder in das Grundwasser einzuleiten oder
sich ihrer in anderer Weise zu entledigen;

25. bislang land- und forstwirtschaftlich nicht genutzte
Flächen zu bewirtschaften, mit Pflanzenschutzmitteln
(inklusive Schädlingsbekämpfungsmittel und Boden-
behandlungsmittel) oder sonstige Bioziden zu behan-
deln, zu düngen oder zu kalken;
unberührt bleibt die Bewirtschaftung von Flächen, die
im Rahmen landwirtschaftlicher Förderprogramme
(z. B. Flächenstilllegungsprogramm) zurzeit des
Inkrafttretens dieser Verordnung nicht genutzt wer-
den, nach Ablauf der vertraglichen Regelung.

§ 4
Landwirtschaftliche Regelungen

(1) Die ordnungsgemäße Landwirtschaft kann – außer auf
den vegetationskundlich bedeutsamen Flächen – ent-
sprechend den Grundsätzen der guten fachlichen Praxis
fortgeführt werden.

Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bodennut-
zung, die über die in den §§ 3 und 4 aufgeführten Ein-
schränkungen hinausgehen und die zur Herstellung oder
Wiederherstellung von Lebensgemeinschaften im Sinne
von § 2 zweckmäßig sind, bleiben freiwilligen Verein-
barungen mit den betroffenen Landwirten vorbehalten.

Hinweis:

Flächen, die auf der vertraglichen Basis der Sonderpro-
gramme des Naturschutzes des Landes Nordrhein-Westfalen
bereits von Acker in Grünland umgewandelt worden sind
oder zukünftig umgewandelt werden, dürfen gemäß § 3a

Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster88

Amtsblatt 06 schwarz  06.02.2008  11:27 Uhr  Seite 88



89Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster

Abs. 2 LG nach Vertragsablauf wieder in ihren Ursprungs-
zustand zurückgeführt werden;

(2) Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist es ver-
boten:

1. Grünland umzuwandeln oder umzubrechen;

Ausnahme:

Pflegeumbrüche und Wiedereinsaaten können außer-
halb der vegetationskundlich bedeutsamen Flächen
unter Beachtung des in § 2 formulierten Schutzzieles
nach vorangegangener Anzeige bei der Unteren
Landschaftsbehörde in der Zeit vom 01.07. bis 30.09.
durchgeführt werden. Mit der Maßnahme darf erst
begonnen werden, wenn die Untere Landschaftsbe-
hörde nicht binnen eines Monats nach der Anzeige
hiergegen Bedenken erhebt;

Begriffsbestimmung:

Umwandlung ist eine auf Dauer angelegte Verände-
rung von Grünland oder Brachflächen in Acker oder
eine andere Nutzungsart.

Pflegeumbruch ist eine im Rahmen der ordnungsge-
mäßen Landwirtschaft vorübergehende mechanische
Veränderung von Grünland und die sofortige Wie-
derherstellung der Fläche als Dauergrünland nach
dem Umbruch;

2. Düngemittel oder Wirtschaftsdünger auf Brachflä-
chen, Uferböschungen und Feldrainen anzuwenden
oder auf Brachflächen, Uferböschungen, Feldrainen
und vegetationskundlich bedeutsamen Flächen zu
lagern;

3. die Pflanzendecke abzubrennen oder mit chemischen
Mitteln niedrig zu halten;

4. außerhalb von Ackerflächen Silage- und Futtermie-
ten anzulegen sowie Stallmist, Heu- und Silageballen
und andere landwirtschaftliche Stoffe und Geräte zu
lagern;

5. die Neuanlage von Gräben oder Dränagen zur
Absenkung des Grundwasserstandes sowie die An-
lage von Mulden zur Ableitung von Oberflächen-
wasser;

Hinweis:

Hiervon unberührt bleibt die Unterhaltung oder Erneue-
rung bestehender Dränagen, Gräben und Gewässer,
wobei jedoch die entwässernde Wirkung bzw. Vorflut
nicht über das Maß zum Zeitpunkt der erstmaligen
Unterschutzstellung (Verordnung vom 10.07.1987) hin-
aus verändert werden darf.

§ 5
Jagdliche Regelungen

(1) Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist es ver-
boten:

1. Wildfütterungsanlagen, Wildäsungsflächen, Wild-
äcker und Wildfütterungsplätze einschließlich Kir-
rungen außerhalb von Ackerflächen anzulegen sowie
vorhandene Wildäsungsflächen und Wildäcker zu
düngen oder mit Pflanzenschutzmitteln (inklusive
Schädlingsbekämpfungsmittel und Bodenbehand-
lungsmittel) oder sonstigen Bioziden zu behandeln;

Hinweis:
Die Verordnung über die Bejagung, Fütterung und Kir-
rung von Wild  (Fütterungsverordnung) vom 23.01.1998
(GV. NRW. S. 186, 380), in der jeweils gültigen Fassung,
ist zu beachten;

2. in Notzeiten Wildfütterungen auf vegetationskundlich
bedeutsamen Flächen vorzunehmen;

3. die Naturschutzgebiete außerhalb von Straßen und
Wegen zu befahren mit Ausnahme zur Versorgung
des kranken oder verletzten Wildes gemäß § 22a
Abs. 1 Bundesjagdgesetz (BJagdG) vom 29.09.1976
(BGBl. I S. 2849) in der jeweils gültigen Fassung und
zur Bergung des erlegten Wildes sowie zum notwen-
digen Ersatz bestehender Ansitzeinrichtungen in der
Zeit vom 01.10. – 01.03.;

4. jagdbare Tiere auszusetzen;

5. die Fallenjagd in der Zeit vom 15.03. – 15.06. auszu-
üben sowie „Kunstbauten“ (z. B. zur Fuchsbejagung)
anzulegen;

Ausnahme:

Die Untere Landschaftsbehörde erteilt auf Antrag
eine Ausnahme, sofern Standort und Anzahl sowie
der Zeitpunkt dem Schutzzweck und Schutzziel nicht
entgegenstehen;

(2) Einschränkungen der jagdlichen Nutzung, die über die
in den §§ 3 und 5 aufgeführten Einschränkungen hinaus-
gehen und die zum Schutz von Arten oder zur Herstel-
lung oder Wiederherstellung von Lebensgemeinschaften
im Sinne von § 2 zweckmäßig sind, bleiben freiwilligen
Vereinbarungen mit den betroffenen Jagdrechtsinhabern
vorbehalten.

§ 6
Nicht betroffene Tätigkeiten

Unberührt von den Verboten dieser Verordnung bleiben:

1. von der Unteren Landschaftsbehörde angeordnete,
genehmigte oder selbst durchgeführte Pflege-, Entwick-
lungs- und Sicherungsmaßnahmen;

2. sonstige bei Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmäßig
ausgeübte Nutzungen und Befugnisse, die Wartung und
Unterhaltung sowie der notwendige Ersatz bestehender
Anlagen, einschließlich Verkehrsanlagen, Wege und
Plätze und Gewässer, sofern diese Verordnung keine
andere Regelung enthält;

3. die Vornahme gesetzlich vorgeschriebener Maßnahmen.
Zeit und Umfang dieser Maßnahmen sind mit der Unte-
ren Landschaftsbehörde abzustimmen;

4. die ordnungsgemäße Ausübung der Land- und Forst-
wirtschaft unter Beachtung der Grundsätze der guten
fachlichen Praxis sowie der Imkerei in der bisherigen
Art und im bisherigen Umfang unter Beachtung der
Regelungen der §§ 3 und 4;

5. die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd und Maßnah-
men des Jagdschutzes gemäß § 23 BJagdG in V. m. § 25
Abs. 1 LJG-NRW und unter Beachtung der Regelungen
in den §§ 3 und 5;

6. die Durchführung von wissenschaftlichen, ökologischen
Untersuchungen nach vorheriger Abstimmung mit der
Unteren Landschaftsbehörde;

Hinweis:
Die Rechte des Eigentümers der Flächen werden durch die
Ausnahmegenehmigung nicht berührt.

§ 7
Befreiungen

Von den Verboten dieser Verordnung kann die Untere
Landschaftsbehörde nach § 69 Abs. 1 LG auf Antrag Befrei-
ung erteilen, wenn

a) die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall
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aa) zu einer nicht beabsichtigten Härte führen würde
und die Abweichung mit den Belangen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege zu vereinbaren
ist oder

ab) zu einer nicht gewollten Beeinträchtigung von Natur
und Landschaft führen würde

oder

b) überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit die
Befreiung erfordern.

§ 5 LG gilt entsprechend.

Hinweis:
Die Pflicht zur Durchführung einer FFH-Verträglichkeits-
prüfung nach Maßgabe des § 48 d LG bleibt unberührt.

§ 8
Gesetzlich geschützte Biotope

Strengere Regelungen des § 62 LG über die gesetzlich
geschützten Biotope bleiben von den Bestimmungen dieser
Verordnung unberührt.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 70 Abs. 1 LG handelt,
wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Verbote dieser
Verordnung verstößt.

(2) Nach § 71 Abs. 1 LG können Ordnungswidrigkeiten
mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 € geahndet wer-
den.

(3) Unabhängig von den Regelungen des Landschaftsgeset-
zes wird gemäß § 329 Abs. 3 Strafgesetzbuch (StGB) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 13.11.1998
(BGBl. I S. 3322), in der jeweils gültigen Fassung mit
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe
bestraft, wer innerhalb des Naturschutzgebietes

1. Bodenschätze oder andere Bodenbestandteile abbaut
oder gewinnt;

2. Abgrabungen oder Aufschüttungen vornimmt;

3. Gewässer schafft, verändert oder beseitigt;

4. Moore, Sümpfe, Brüche oder sonstige Feuchtgebiete
entwässert;

5. Wald rodet;

6. Tiere einer im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes
besonders geschützten Art tötet, fängt, diesen nach-
stellt oder deren Gelege ganz oder teilweise zerstört
oder entfernt;

7. Pflanzen einer im Sinne des Bundesnaturschutzgeset-
zes besonders geschützten Art beschädigt oder ent-
fernt oder

8. ein Gebäude errichtet

und dadurch den jeweiligen Schutzzweck nicht unerheb-
lich beeinträchtigt. Handelt der Täter fahrlässig, so kann
eine Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder eine Geld-
strafe (§ 329 Abs. 4 Nr. 2 StGB) verhängt werden.

§ 10
Verfahrens- und Formvorschriften

Hinweis gemäß § 42 a Abs. 4 LG:

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften des
Landschaftsgesetzes und des Ordnungsbehördengesetzes
kann gegen diese Verordnung nur innerhalb eines Jahres
nach ihrer Verkündung geltend gemacht werden, es sei
denn,

a) die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß verkündet
worden oder

b) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der
Bezirksregierung Münster – Höhere Landschaftsbehör-
de – vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

§ 11
Aufhebung bestehender Verordnungen

Für den in § 1 dieser Verordnung genannten Geltungs-
bereich hebe ich die

ordnungsbehördliche Verordnung zur Ausweisung der
Gebiete „Feuchtwiese Hansell“ und „Hanseller Floth“
Gemarkung Greven und Altenberge (Stadt Greven und
Gemeinde Altenberge), Kreis Steinfurt, als Naturschutz-
gebiet vom 11.12.1987, veröffentlicht im Amtsblatt für
den Regierungsbezirk Münster am 20.12.1987, zuletzt
geändert durch 1. Verordnung zur Änderung der Gebie-
te „Feuchtwiese Hansell“ und „Hanseller Floth“ Gemar-
kung Greven und Altenberge (Stadt Greven und
Gemeinde Altenberge), vom 17.12.1997, veröffentlicht im
Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster am
09.01.1998

auf.

§ 12
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tag ihrer Ver-
kündung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster in
Kraft.

Münster, 18. Januar 2008

Bezirksregierung Münster

– Höhere Landschaftsbehörde –

51.2.1-11/ST-38/39

Dr. Peter Paziorek

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2008 S. 85 – 93
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126 Regionalverband Ruhr
11. Verbandsversammlung
des Regionalverbandes Ruhr
Feststellung eines Nachfolgers

Das Mitglied der 11. Verbandsversammlung des Regional-
verbandes Ruhr, Frau Dr. Annette Littmann, hat ihr Man-
dat mit Wirkung vom 31.01.2008 niedergelegt.

Als Nachfolger ist mit Wirkung vom 01.02.2008 das
gewählte Ersatzmitglied

Kay-Christopher Becker
Meißener Str. 43
44139 Dortmund

Mitglied der 11. Verbandsversammlung des Regionalver-
bandes Ruhr.

Essen, 01.02.2008

Heinz-Dieter Klink

Regionaldirektor

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2008 S. 94

Aufgebote und Kraftloserklärungen
von Sparkassenbüchern

127 Das von der VerbundSparkasse Emsdetten·Ochtrup
ausgestellte Sparkassenbuch Nr. 308 530 076 ist durch
Beschluß des Sparkassenvorstandes vom 29.01.2008 für
kraftlos erklärt worden.

Emsdetten, 29. Januar 2008

VerbundSparkasse Emsdetten·Ochtrup

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2008 S. 94

128 Das am 22. Oktober 2007 aufgebotene Sparkassen-
buch Nr. 3 022 000 677 wird für kraftlos erklärt, da nach
Ablauf der dreimonatigen Aufgebotsfrist Ansprüche nicht
geltend gemacht worden sind.

Recklinghausen, 23. Januar 2008

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2008 S. 94

129 Das am 22. Oktober 2007 aufgebotene Sparkassen-
buch Nr. 329 019 731 (Neu: 3 729 019 731) ausgestellt von
der Kreissparkasse Recklinghausen, die seit dem 01. Januar
2003 unter der Bezeichnung Sparkasse Vest Recklinghausen
firmiert, wird für kraftlos erklärt, da nach Ablauf der drei-
monatigen Aufgebotsfrist Ansprüche nicht geltend gemacht
worden sind.

Recklinghausen, 23. Januar 2008

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2008 S. 94

130 Das am 22. Oktober 2007 aufgebotene Sparkassen-
buch Nr. 360 334 387 (Neu: 3 760 334 387) ausgestellt von
der Kreissparkasse Recklinghausen, die seit dem 01. Januar
2003 unter der Bezeichnung Sparkasse Vest Recklinghausen
firmiert, wird für kraftlos erklärt, da nach Ablauf der drei-
monatigen Aufgebotsfrist Ansprüche nicht geltend gemacht
worden sind.

Recklinghausen, 23. Januar 2008

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2008 S. 94

131 Das am 22. Oktober 2007 aufgebotene Sparkassen-
buch Nr. 360 373 245 (Neu: 3 760 373 245) ausgestellt von
der Kreissparkasse Recklinghausen, die seit dem 01. Januar
2003 unter der Bezeichnung Sparkasse Vest Recklinghausen
firmiert, wird für kraftlos erklärt, da nach Ablauf der drei-
monatigen Aufgebotsfrist Ansprüche nicht geltend gemacht
worden sind.

Recklinghausen, 23. Januar 2008

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2008 S. 94
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